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Editorial 


Es gibt wieder mal ein paar technische Probleme, die zu Anfang besprochen werden 
müssen. Besondere Sorge bereitet uns im Moment, daß die Zustellungsqualität der 
Bundespost offenbar zunehmend nachläßt. Wir bekommen etwa 3% der Sendungenandie 
AbonnentlInnen zurück, was wir selbst unter der Annahme von allgemeiner Land-, Stadt- 
und Westflucht für nicht normal halten. Sollte jemand von Bekannten hören, daß sie ihren 
bestellten "telegraph" nicht mehr erhalten, bitte uns sofort Nachricht geben; nur dann 
können wir der Post auf die Füße treten. 

Einige schwer zu beschreibende Probleme haben wir seit Anfang des Jahres mit den 
Bankeinzügen. Das kommt aber in diesen Tagen endlich in die Reihe. Also bitte nicht 
wundern, wenn wir jetzt endlich die fällige Rechnungen einziehen. 

Aus ernst zu nehmenden finanziellen Gründen lassen wir ab dieser Nummer jetzt den 
"telegraph” im Umweltzentrum Münster drucken. Damitpositionieren wirunsnichtindem 
aktuellen Streit zwischen Gegner und Anhängern der Münsteraner - im Westen kennen wir 
uns nicht so gut aus, wir können nur nach unseren eigenen Erfahrungen urteilen. Und da 
erinnern wiruns allerdings sehr gut daran, daß das Umweltzentrum schon seit 1987 mituns 
Kontakt aufgenommen hat und seit 1988 unsere "Umweltblätter" nachdruckte . Damit 
handelten sie sich damals aus der westdeutschen Infoladenbewegung Mißbilligung ein, 
weil sie mit der reaktionären DDR-Opposition zusammenarbeiteten. 

Bemängelt wurde von verschieden LeserInnen die Mitarbeit eines gewissen Dirk Schnei- 
der im letzten "telegraph". Dieser Dirk Schneider hat aber nichts mit dem gleichnamigen 
Inoffiziellen Mitarbeiter der Staatssicherheit in der AL Kreuzberg zu tun. Vielmehr 
befindet sich unser Dirk Schneider noch im Zustand der politischen Unschuld. 


yertag; S.7 Frank Sellentin/Havemann- 
Archiv, S. 14 Rolf Walter/Havemann-Archiv, S. 16 
- Archiv, S. 17 "Der Rechte Rand", S. 18, 19, 20 und 38 
"S, 26 Rolf Walter, S. 29 Matthias Weber, S 


Bildnachweis: Rückseite und TiteseiteFrank Fe 


Archiv, S. 12 Havemann- 
Gundula Schulze/Havemann 
"Antifaschistisches Infoblatt Berlin 


telegraph 11/93 


Meckerer stören Feierstunden 
Abgeordnete des neuen Forums durften der Verabschiedung der 


thüringischen Verfassung nicht beiwohnen 


“telegraph’’: Du bist bei der feierlichen 
Verabschiedung der Thüringer Verfas- 
sung am 25. Oktober auf dem Pallas der 
Wartburg zusammen mit dem Alterspräsi- 
denten des Landtages aus dem Saal ge- 
worfen worden. 
Matthias Büchner: Nein, wir sind ge- 
gangen. Laut Protokoll bin ich dem 
Rauswurf zuvorgekommen, indemichsag- 
te, daß wir unter Protest den Saal verlas- 
sen. 
“telegraph”: Ihr solltet unter Berufung 
auf den mangelnden Fraktionsstatus des 
Neuen Forums nicht zu Wort kommen. 
Das fand selbst die konservative Presse 
lächerlich. Du giltst ihnen als Symbol des 
Herbstes 89 und der Alterspräsident hat 
den ersten Thüringer Landtag eröffnet. 
Matthias Büchner: Darauf war selbst 
die Regierung nicht vorbereitet. Ich muß 
es so werten, daß einige Teile der CDU, 
ohne daß es dazu in der Fraktion 
Vorbesprechungen gab, uns unter Beru- 
fung auf Formalia draußen haben wollten. 
“telegraph”: Es ging den Herren natür- 
lich darum, zu verhindern, daß Ihr die 
neue Landesverfassung Thüringens ma- 
digmacht, die “fortschrittlichste Deutsch- 
lands”, wenn man konservativen Presse- 
stimmen glauben darf? 
Matthias Büchner; Das ist natürlich ein 
völliger Aberwitz. In dieser Verfassung 
werden Staatsziele als Bürgerrechte 
kaschiert und das macht einige glauben, 
daß hier eine völligneue Qualität entstan- 
den ist. 
“telegraph”: Das Recht auf Arbeit und 


Wohnung ist beispielsweise in der Verfas- 
sung verankert. 
Matthias Büchner: Das sind tatsächlich 
reine hohle Proklamationen, die nicht 
einklagbar sind. Selbst in der 40 Jahre alten 
bayerischen Verfassung, die nicht als 
linksradikal gelten kann, sind sehr vielmehr 
Rechte festgeschrieben. Das Recht auf Woh- 
nung ist in der bayerischen Verfassung 
verankert und insofern einklagbar, als der 
bayerische Staat verpflichtet ist, in Not- 
situationen mitsozialem Wohnungsbauein- 
zuspringen und auch die Kommunen dazu 
in die Lage zu versetzen. 
Thüringen hat in sozialer Hinsicht 
eine sehr schwache Verfassung. Diesen 
Verlust haben wir, meiner Ansicht nach, 
der SPD zu verdanken, die bei der 
Ausarbeitung der Verfassung mitpokerte, 
und ihre Identität verlor. Die SPD argu- 
mentierte dabei immer mit dem kleineren 
Übel, sie steuert offensichtlich aufeine gro- 
Be Koalition hin. Übrigens fehlen mir auch 
konservative Elemente in der Verfassung, 
nämlich dieeigentlichkonservativen. Es ist 
eine Verfassung, dieder Technikgläubigkejt 
und dem Ansatz, immer mehr produzieren 
zu müssen, sehr viel Raum gibt. Es fehlen 
auch dieliberalen Elemente. Was ist das für 
eine FDP, was ist das für eine SPD, die 
zustimmen, daß derLadenschlußvölligher- 
ausfällt? Das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung, das von vielen Bürgern 
gefordert wurde, ist ebenfalls vollkommen 
herausgefallen. Hinsichtlich des Daten- 
schutzes hat Thüringen jetzt die schlechte- 
ste deutsche Verfassung. 
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“telegraph”: Die Thüringer Presse hat 
sich über die merkwürdige Aufhängung 
der Verfassung gewundert, der “Verant- 
wortung vor Gott und den Menschen”. 

Matthias Büchner; Das läßt sich schon 
theologisch nicht halten. Thüringen hat 
eine“beamtische” Verfassung bekommen. 
Wenn es keine fähigen Politiker gibt, über- 
lassen sie die Verfassungsgestaltung den 
Beamten. Ich habe mich gefragt, welchen 
Gott siemeinen. Den Gott der Juden sicher 
nicht, Brahma und Wischnu auch nicht, 
Donar mit dem Hammer wäre in Thürin- 
gensichernaheliegend. Ich denke,ichhabe 
es herausgekriegt: In einem alten Degen- 
hard-Lied wird der Gott eines Notars so 
beschrieben: “Eine Mischung aus Goethe 
und Christkind und Landgerichtspräsi- 
dent”. Degenhard fragt dann, wer von uns 
in einem Lande mit einem solchen Herr- 
gott wohnen möchte. Witzigfandichauch, 
daß sich die Verfassung auf das “Volk der 
Thüringer” bezieht. Dann müßteesjaauch 
das “Volk der Berliner” oder das Volk der 
Hamburger” und das “Volk der Lübecker” 


geben. 


“telegraph”: Die Tendenz scheintin’Thü- 


ringenzusein, daß jegliche Kontrollmecha- 
nismen ausgeschaltet werden. Die Regie- 
rung möchte jetzt auch dem Rechnungshof 
Zügel anlegen, der zuweilen ihrem Über- 
mut mit Einwänden aus der Realität be- 
gegnet. 
Matthias Büchner: Dazu trägt die Ver- 
fassung auch ihr Teil bei. Wir wollten den 
Rechnungshof als Verfassungsorgan ein- 
setzen. Tatsächlich wird er durch die neue 
Verfassung stark eingeschränkt. Er kann 
seiner vom Bundesgesetzgeber vorgese- 
henen Kontrollpflichtnicht genügendnach- 
kommen. Und überdies gibt die Verfas- 


sung der Regierung die Möglichkeit, wei- 
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tere Gesetze einzubringen, die die Arbeit 
des Rechnungshofes zur Farce werden las- 
sen. 

‘“telegraph”: In eurer Klage gegen den 
Thüringer Finanzminister seid ihr offen- 
sichtlich auch nicht erfolgreich. 
Matthias Büchner: Der Streit wird fort- 
gesetzt. Ich bin eigentlich froh darüber, 
daß das Finanzministerium die beiden Ab- 
geordneten Büchner und Geißler wegen 
übler Nachrede und Verleumdung ver- 
klagt hat. Wenn die Staatsanwaltschaft das 
ernst nimmt, hätten wir die Möglichkeit, 
die Belege für unsere Behauptung zu brin- 
gen, daß zum Beispiel Millionen in 
dreistelliger Höhe unkontrollierbar abge- 
flossen sind. Ich bin allerdings sehr skep- 
tisch, ob die Staatsanwaltschaft die Ange- 
legenheit überhaupt annimmt und nicht 
wieder verschleppt. 

“telegraph”: Wennalso in Thüringen die 
Parteien “eine einzige reaktionäre Masse” 
sind, kann sich dann nicht das Neue Forum 
als die oppositionelle Kraft profilieren? 
Matthias Büchner: Zuweilen sind die 
Abgeordneten desNeuen ForumsimLand- 
tag die einzigen, die Amtsmißbrauch und 
Korruption angehen und öffentlich ma- 
chen. Teilweise finden wir dabei keine 
Unterstützung bei den anderen Opposi- 
tionsparteien, teilweise werden wir von 
ihnen sogar stark behindert. Das schädigt 
aber eher unseren Ruf als den der anderen. 
Wir gelten in der Öffentlichkeit zuneh- 
mend nur noch als die Miesmacher. 

. In Deutschland liebt man 


‘telegraph”: 
die Unglücksboten nicht, man bestraft sie. 


Matthias Büchner: Ja. 
(Das Gespräch führte W. Rüddenklau) 


“Nächste Station - Polizeistaat? 
Träumt die westliche Linke immer noch von der 
Moskauer Heimat? os 


Stellen wirunsvor, es gäbe in Deutschland 
einen Putschversuch der Spartakisten im 
Bündnis mit den Neonazis. Würde die 
wöchentliche Westberliner Flugblatt- 
sammlung “Interim” das begrüßen? Ge- 
nau diesen Eindruck gewinnt man aus dem 
Artikel “Achtung, die Türen schließen. 
Nächste Station - Polizeistaat!”, mit dem 
sich “Interim” Nr. 259 zum letzten Mos- 
kauer Putsch positioniert - auf Seiten der 
Altstalinisten. 

Natürlich ist es ein völlig überzo- 
gener undnicht ganz passender Vergleich, 
aber in Anbetracht der jubelnden Naivität 
im Hinblick auf den Putschversuch in Mos- 
kau vielleicht nicht völlig unzutreffend. 
Die Grundtendenz des Artikels, daB es 
notwendig ist, Jelzins diktatorischer 
Kapitalisierungspolitik Widerstand entge- 
genzusetzen, ist meines Erachtens völlig 
richtig. Und doch kann man dem geleiste- 
ten Widerstand nicht völlig unkritisch ge- 
genüberstehen, ja ihn auch noch auf eine 
Stufe mit der Oktoberrevolution von 1917 
stellen, was schon rein historisch gesehen 
völlig falsch ist. Dieses Mal ist es kein 
Umsturzversuch einer Gruppe Bolshewikl, 

sonderneher eine Symbiose von Altstalini- 
sten und (Neo)faschisten. Wie kann man 
mit einem solchen Verbund sympathisie- 
ren, indem man die Relevanz der (Neo)fa- 
schistenherunterspielt? Und vor allen Din- 
gen steht da doch die Frage, für welche 
Ziele eine ehemals privilegierte Schicht 
jetzt kämpft? Wollen sie nicht eher wieder 
eine Restauration, einen Rückfall in die 
Breshnew-Ära mit allen ihren Vorteilen 


und Sicherheiten für eine kleine Gruppe, 
alsfürein gerechtes System fürdie Massen 
zu kämpfen? Und warum, wenn sie kom- 
munistische Ziele verfolgen sollten, lassen 
sie sich dann mit Vertretern menschen- 
verachtender (z.B. antisemitischer, natio- 
nalistischer) Ideologie ein? Welche Ziele 
wollten sie verwirklichen? Alles Fragen, 
die völlig außer Acht gelassen wurden. 

Außer der Ablehnung Jelzins soll 
die Gruppe der “Widerstandsbewegung” 
noch die Forderung nach der Präsident- 
schaft Ruzkojs verbunden haben. Sollte 
dies das alte Führerprinzip sein? Ist es 
nicht so, daß auch andere Charakteristika 
des Faschismusbegriffes, wie zum Beji- 
spiel die hohe Wertigkeit von Volk und 
Nation sowie der Militarismus hier eine 
Rolle spielten? 

Insgesamt gesehen würde ich also 
sehr vorsichtig mit der Beurteilung der 
einen wie der anderen Seitesein. Der soge. 
nannten linken Szeneistesallerdingsschon 
immer leicht gefallen, sichzu positionieren 
und den Gegner als faschistisch zu be. 
schimpfen, wie in dem “Interim”-Artike] 
mit der jetzigen Jelzin-Politik geschehen, 
Doch wir sollten wohl erst einmal über 
diesen Begriff nachdenken. 

Der “Interim”-Artikel ist meines 
Erachtens in seiner Wertung voreilig, ja 
völlig undurchdacht. Aber vielleicht woll.- 
te man ja bloß mal überprüfen, ob die 


LeserInnen Spaß verstehen? 
MeieR 
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Private Kompensationsforderungen 
Der Liedermacher Wolf Biermann will 
in den Osten zurückkehren 


‚. Neues von Biermann”, fühlte man sich 


versucht zu sagen, als der Liedermacher im 
Verein mit dem Neuen Forum und Jürgen 
Fuchs im vorigen Monat zum Sturm auf 
seine ehemalige Ostberliner Wohnung in 
der Chausseestraße 131 ansetzte. Aber zu- 
gleich biß man sich auf die Zunge: “Neues 
von Biermann” hieß ja jener feige 
Schmähartikel in der “Weltbühne”, mit 
dem Peter Hacks 1976 die Ausbürgerung 
des politisch Mißliebigen beklatscht hatte 
und sich damit bei den herrschenden 
Politbürokrateneinkratzte. Undmerkwürdi- 
gerweise scheint das Eine bis heute das 
Gleiche geblieben zu sein: Freunde wie 
Gegner tragen bei ihrer Argumentation 
Schaum vor dem Mund und es ist sehr 
schwierig, sich zwischen ihnen zu 
positionieren. 

Aber auch ich war und bin ein An- 
hänger Biermanns und Havemanns - das 
habe ich schriftlich in meinen Stasiakten, 
das fühle ich immer noch, wenn ich heute 
Biermanns Lieder höre. Tausendfach mit 
Schreibmaschine abgeschrieben oder in 
kaum noch identifizierbaren Tonbandko- 
pien weitergereicht, haben sie in den 
sechziger und siebziger Jahren eine ganze 
Generation von jungen DDR-Bürgern ge- 
prägt. Diese Lieder waren für sie die erste 
Kritik von links an dem Gesellschafts- 
system, das sich ihnen als der einzig mög- 
liche Sozialismus präsentierte. Hier wurde 
die Ohnmacht und Verzagtheit des Einzel- 
nen beschrieben, die Greise des Politbüros 
wurden in ihrer ganzen Lächerlichkeit 
enthüllt und es wurde zum gesellschaftli- 
chen Neubeginn, zum Aufbau des Sozia- 
lismus aufgerufen. Das war die Medizin, 
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die wir brauchten. Mit Biermann habe ich 
meine ersten Niederlagen erlebt: Als 16- 
jähriger mit seinen Texten erwischt, packte 
ich bei der Stasi aus und verriet eine gute 
Freundin und mich selbst - noch heute wer- 
de ich schamrot, wenn ich daran denke. 
Aberichlernte eben dadurch, was Verrat ist 
und daß ich mir eine solche Niederlage nie 
wieder durchgehen lasse. Mit Biermann 
hatte ich meine ersten moralischen Siege, 
wenn ich im Vernehmungszimmer oder in 
Haft still oder laut die “Große Ermutigung” 
oder das “Hölderlin-Lied” sang: 

“In diesem Lande leben wir, 

wie Fremdlinge im eigenen Haus. 

Die eigne Sprache, 

wie sie uns entgegenschlägt, 

verstehn wir nicht, 

noch verstehen, was wir sagen, 

die, die unsre Sprache sprechen.” 
Mit Biermann fanden wir zum kollektiven 
Widerstand: fürmichinjenereineindeutigen 
Situation, als nachts nach seiner Ausbürge- 
rung im Jahre 1976 im Fernsehen das Köl- 
ner Konzert lief. Nach dem Ende um 2 Uhr 
nachts traten wir aus dem Haus und gingen 
nach Hause und aus allen Häusern kamen 
Leute, die das Konzert ebenfalls gesehen 
hatten. Ungeordnet, schweigend und in stil- 
lem Einverständnis liefen wir durch die 
Straßen Potsdams, jeder auf seinem Heim- 
weg, aber eben doch in einer Demonstrati- 
on. In der offiziellen deutschen Geschichts- 
schreibung ist zwar der Protest vieler muti- 
gerDDR-Schriftstellergegen die Biermann- 
Ausbürgerung und ihre Austreibung aus 
dem Land vermerkt. Wenig oder nichts fin- 
det sich aber über das eigentlich Wichtige: 
den beginnenden Widerstand von unten, Zu 


einer Unterschriftensammlung unter jun- 
gen Leuten kam es freilich nur in Jena. Die 
wurden nicht wie die Berliner Schrift- 
stellerprominenz mit Samthandschuhen in 
den Westen getragen. Es gab Stasihaft und 
verschärfte Repression. Fast alle Keime 
beginnenden Lebens wurden zerstört. Aber 
es war ein wichtiger Anfang. 

Eben das, daß seine Lieder griffen, 
daß aus seiner Kritik und seinem Glauben 
eine breite Bewegung entstand, hat 
Biermann nicht mehr erlebt. Er trat als 
einzelner Zweifler an und fand sich mit den 
wenigen Zweiflern, die es nach den 
stalinistischen Säuberungen der fünfziger 
Jahre noch im Lande gab. Diese raren 
Einzelfiguren konnten und mußten einen 
Kult ihrer Persönlichkeit betreiben. Sie 
waren -und das galt fürHavemannnochbis 
zu seinem Tod im Jahre 1983 - die Einzi- 
gen, die die kritische Botschaft aus den 
Vergangenheit in die Zukunft retteten und 
eine ganze Generation lehrten. Erst nach- 
dem Biermann den fünften Band der Rosa- 


Luxemburg-Ausgabe empfohlen hatte, las 
auch außerhalb der Berliner Intellektuel- . 
lenzirkel eine ganze Protestgeneration den 
Aufsatz “Zur russischen Revolution” und 
begann sich intensiver mit den Gegensät- 
zen zwischen Lenin und Rosa Luxemburg 
zu beschäftigen. Havemanns Rowohlt-Bän- 
de “Fragen und Antworten und Fragen” 
und “Dialektik ohne Dogma” waren schon 
schwieriger zu bekommen, aber wurden 
von den Glücklichen, die sie zugeschmug- 
gelt bekamen, mit Feuereifer gelesen und 
ohne Eigentumsvorbehalte weiterverborgt. 
Biermann, Havemann, Bahro und viele an- 
dere große Einzelfiguren, diedamals kämpf- 
ten und lehrten, konnten nicht lernen, was 
in der Folgezeit, der Zeit der Gruppen not- 
wendig wurde: Daßkritisches Bewußtsein, 
lebendige Kommunikationnur weiter wach- 
sen und erwachsen werden kann, wenn die 
Gruppenführer sich zunehmend in Frage 
stellen und ihre Ansprüche zurücknehmen 
-indem Maße, indem bei den Gruppenmit- 
gliedern die Eigenständigkeit und die Fä- 
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higkeit zur partnerschaftlichen Diskussion 
der gemeinsamen Ziele wächst. 
“Wir bleiben auf ewig im selben 
Boot/ und fahren längst auf verschiedenen 
Flüssen”. Die Nabelschnur, die mich mit 
Biermann verbindet, ist noch da, aber ich, 
wir, haben doch seitdem mancherlei ge- 
lernt, was er nicht erleben konnte, weil er 
nicht in der DDR bleiben durfte. Wir ha- 
ben gelernt, in Gruppen halbwegs partner- 
schaftlich miteinander umzugehen, wir 
haben die Möglichkeit kollektiven Wider- 
standes bis zum Pyrrhussieg erfahren. Und 
wir haben unsere Gehirne benutzt, um das, 
was wirdamals gelernthaben, weiterzuden- 
ken. Wir waren dabei nicht so einsam wie 
Biermann, hatten keine solchen Probleme 
mit dem Beifall vonder falschen Seite. Wir 
wußten zwar, daß uns die Westlinken für 
reaktionäre Gegner des Sozialismus hiel- 
ten, aber die waren hinter einer hohen 
Mauer. Wir mußten uns nicht mit der Tat- 
sache auseinandersetzen, daß dieZeitschrift 
“Konkret” und nicht nur die, den polni- 
schen Militärputsch begrüßte. Wir 
solidarisierten uns mit Solidarnosc und 
fühlten uns dennoch als Sozialisten. Wir 
haben dabei nicht die Notwendigkeit ge- 
habt, den Kult unserer Persönlichkeit wei- 
ter zu betreiben und wie Biermann ein 
Prinzipnach dem anderen fallen zu lassen. 
Gut, die Bewegung, von der ich 
sprach, ist nach dem Jahre 1989 zusam- 
mengebrochen und einige ihrer prominen- 
ten Gestalten lümmeln jetzt in Parlamen- 
ten und betreiben, wie Vera Wollenberger 
und Gerd Poppe, Egokult und Renegaten- 
tum als Hochleistungssport. In vieler Hin- 
sicht, der Atomisierung der Individuen, 
der Subalternität, der Sehnsucht nach Au- 
toritäten, sind wir auf den Bewußitseins- 
stand von 1973 abgerutscht. Wir müssen, 
sagen viele überlebende Oppositionelle in 
Ostdeutschland, ganz von vom anfangen. 
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Aber vielleicht doch nicht ganz von vorn. 
Wenigstens die Zeit der barocken Persön- 
lichkeiten sollte vorbei sein - dafür sollte es 
genügend Maßstäbe geben -, die Einheit 
zwischen Leben und Denken sollte sich an- 
ders als damals realisieren. Und da habe ich 
an Wolf Biermann eben einige Fragen: 

Es ist natürlich legitim, daß er nach 
Berlin zurückkehren will. Es ist unzwei- 
felhaft, daß er bei seinen bisherigen Versu- 
chen auf verhärtete Seilschaften stieß: Für 
eine Dachetage am Friedrichshain, die ihm 
zur Miete zugestanden wurde, sollte er 
Reparaturkosten in Millionenhöhe bezah- 
len. Eine andere Wohnungsvergabe in Ber- 
lin-Mitte wurdemiteiner Zeitungskampagne 
beantwortet, nach der er angeblich kinder- 
reichen Familien die Wohnung wegnehmen 
wollte. Aber das jetzige Verlangen, in seine 
alte Wohnung in die Chausseestraße 131 
einziehen zu wollen, ist doch unangemes- 
sen. Dort wohntnämlich jemand, der ebenso 
wie Biermann Kinder hat und die Wohnung 
1990 über Wohnungstausch erhalten hat. 
Dieser Herr Hamisch ist zwar tatsächlich 
Pressesprecher der PDS, aber wir haben 
jetzt Gott-sei-Dank wenigstens die Mei- 
nungsfreiheitunder ist ebenerst seit 1990 in 
dieser Partei und war vorher nicht Mitglied 
der SED. Er hat zwar als Redakteur beim 
staatlichen Sender DT64 gearbeitet, hatte 
aber keine Live-Erlaubnis, was mit einfa- 
chen Worten heißt, daß er als fähige Kraft, 
aber unsicheres Element galt. Das hat mög- 
licherweise etwas damit zu tun, daß er 1976 
wegen seines Eintretens für Biermann von 
der Humboldt-Universität zur “Bewährung 
in die Produktion” nach Senftenberg ge- 
schickt wurde. 

Angesichts dessen ist es vielleicht 
nicht allzu angemessen, Herrn Hamisch mit 
Regreßforderungen zu behelligen. Ehestens 
wäre es, wieJürgen FuchsdasineinemBrief 
an den Regierenden Bürgermeistertat, mög- 


lich, den Berliner Senat in die Pflicht zu 
nehmen. Andererseits bleibt eben die Fra- 
ge, ob Biermann wirklich als Symbol für 
die Opfer des DDR-Regi 2 

-Kegimes genommen 
werden kann. Er hat den Wohlstand, zu 
dem er im Westen gekommen ist, gewiß 
verdient, abererist als Hamburger Hausbe- 
sitzer meilenweit von denen entfernt, die 
Karriere, Gesundheit und Leben geopfert 
haben und jetzt mit leeren Händen daste- 
hen. Diese Leute sollten und müssen we- 
nigstens für ihre Haftjahre entschädigt wer- 
den und die meisten haben bis heute noch 
keinen Pfennig gesehen. 

Einheit von Leben und Denken, wie 
gesagt, würde ich gern von Herr Biermann 
einfordern, aber die Geschichten, dieichin 
der Uckermark hörte, ähneln schon ver- 
dammt sehr dem biblischen Gleichnis vom 
Schalksknecht. 

Biermann lebte damals, vor 1976, 
an Wochenenden und im Sommer in einem 
Wochenendhaus von Eva-Maria Hagen in 
Karolinenhof bei Mittenwalde. In der gan- 
zen Umgebung hatten sich Künstler 
angesiedelt, die zum großen Teil mit 
Biermann sympathisierten. Als Biermann 
1976 ausgewiesen wurde und ihm Eva- 
Maria Hagen in den Westen folgte, wollte 
sie ihr Haus zunächst an eine Stasi-Firma 
verkaufen. Auf Intervention der um- 
wohnenden Freunde verschenkte sie das 
Haus dann an einen Herm Mölkow. Dieser 
verpachtete das Anwesen an die Künstlerin 
Antje Vogel weiter, die wegen ihrer Ver- 
bindungen zu Biermann gerade aus ihrer 
Wohnung an der Küste geflogen war. Der 
Pachtvertrag ging über das Jahr 000 hın- 
aus. Nachdem 15 Jahre lang nichts von 
Biermann und Hagen zu hören wär, stand 
Eva-Maria Hagen Anfang 1990 vor dem 
Haus. Zu einem Zeitpunkt, als unter der 
Regierung Modrow für Westdeutsche noch 
kein Übertrag von Grundstücken möglich 
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war, ließ sie sich von Mölkow das Haus 
zurückschenken und sich im Grundbuch 
eintragen. Die zuständige Bürgergmeisterin 
des benachbarten Haßleben kommentierte 
damals: Der Kauf sei über ihren Kopf hin- 
weg vonder Bezirksebene angeordnet wor- 
den. Biermann habe damals, so Diana Vo- 
gel-Mehner, die Tochter von Antje Vogel 

gesagt: “Ihr habt es jetzt so lange auf dem 
Hof gut gehabt, jetzt wollen wiresauchmal 
gut haben.” Eva-Maria Hagen begann ei- 
nen Prozeß gegen Antje Vogel, der von 
allerlei miesen Tricks begleitet wurde. Un- 
ter anderem wurde die weitere Renovie- 
rung des Hauses verboten. Dannaber schick- 
te die Hagen eine Hamburger Baufirma, die 
ein Gutachten machte, demzufolge Antje 
Vogel 92.000 DM investieren müßte, um 
ihren Pflichten als Pächter zu genügen und 
das Haus auf den notwendigen Weststan- 
dard zu bringen. Jetzt hat Antje Vogel 
entnervt aufgegeben und zieht im Novem- 
ber gegen eine Abstandssumme von 15.000 
DM aus dem Haus aus. 

Die Tochter Antje Vogels, Diana, 
te mir: “Sind das nicht auch Ungerech- 
Hagen mit meiner Mutter 
macht? Da hätte doch Herr Biermann ma] 
ein Veto einlegen können und zur Hagen 
sagen können: “Antje hat für uns damals 
den Umzug gemacht und Dein Haus erhal- 
en und Du hast es jetzt wiederbekommen.’ 
Wenn diese Firma das Haus gekriegt hätte, 
hätte Frau Hagen ihr Haus erst nach "Rliten 
wiederbekommen. Warum haben s'e sich 
denn 15 Jahre nicht um ihr Haus geküm- 
mert? Ich hatte das große Glück, mir vor 
rei Jahren genügend Geld borgen Zu kön- 
nen, um mir ein eigenes Haus zu kaufen, 
damit ich nicht mit nichts dastehe, wenn 
uns diese Scheißkuh herausklagt. Ich habe, 
weil meine Mutter mit Biermann befreun- 

tur bekommen und kein 


det war, kein Abi 
Studium. Ich habe Nerven und Gesundheit 


sag 
tigkeiten, die die 


beidieser ständigen Stasi-Beobachtung und 
Zersetzung gelassen, die wir hier hatten. 
Ich habe mich aber nie wie andere als das 
arme Opfer hingestellt. Ich will das nicht.” 
Das istnicht alles, wasmanüber die 
Einheit von Leben und Denken bei Wolf 
Biermann sagen könnte. Es gibt noch eini- 
ge andere miese Geschichten, eine davon 
wirklich auf Bild-Zeitungs-Niveau und so 
etwas möchte ich nicht erzählen, nicht ein- 
malrecherchieren. Ichmöchte es nicht wis- 
sen, weil ich die alten Biermann-Lieder 
auch in Zukunft ohne Gruseln wieder hören 
möchte. Ich meine, daß Biermann seine 
privaten Kompens ationsforderungen leiser 
und höflicher anmelden sollte, und daß es 
nicht wirklich politisch klug ist, wenn Be- 
wegungen wie das Neue Forum die 
Biermannschen Ansprüche zur Meßlatte 


der Nation machen. 
W. Rüddenklau 


oo» 


Du suchst: 
- einen Ausbildungsplatz? 

- ökologische Produkte? 

- ein alternatives Tagungshaus? 

- alternative Medien? 

etc., etc. 

Du findest dieses in den BUNTEN 
SEITEN, dem Adreßverzeichnis selbst- 
verwalteter Betriebe & Projekte mit 
über 5.000 Adressen aus dem 
oo Raum (BRD, CH, 
Bu neueste Ausgabe der BUNTEN 
SEITEN - herausgegeben von CON- 
TRASTE, der Monatszeitung für 
Selbstverwaltung - kann.für, 20,-- DM 
bestellt werden bei: CONTRASTE-Ver- 
trieb, Postfach 10 45 20, 69035 Heidel- 
berg (bitte Betrag als Schein, Briefmar- 
ken oder Scheck beilegen). 

PS: Zum Kennenlernen der Monatszei- 
tung CONTRASTE bieten wir ein 
Schnupperabo an: 3 Monate zum 
Sonderpreis von 10,— DM (Bestellbe- 
dingungen und Anschrift wie oben). 


Neues Forum in der Krise 
Vertikale Organisationsstruktur oder Gesellschaft von unten? 


Eine Textsammlung, 
Forums, “Sonderbulette” genann 
Bürgerbewegung. Die vier Autoren 
Krone - alle Mitglieder des 
Wahlbeteiligung, die Abschaffung 
Wir sprachen mit Tina Krone. 


telegraph: Es gibt eine Krise des Neuen 
Forums. Alle sind sich darüber einig, daß 
sie mit der gegenwärtigen Form nicht zu- 
frieden sind. Die Mehrheit eurer Bundes- 
tags- undLandtagsabgeordnetenfühlensich 
in den Parlamenten nicht mehr wohl. Sie 
glauben, daß sie dort nichts mehr ausrich- 
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Neuen Forums 


in Anlehnung an das “Bulletin”, das Mitteilungsblatt des Neuen 
t, diagnostiziert die Krise der im Herbst 89 entstandenen 
(Irena Kukutz, Udo Muszinsky, Dirk Storm und Tina 
) bieten als Ausweg den Abschied von der 


der Gremien, ja sogar die Auflösung der Vereinigung. 


ten können. In wenigen Monaten ist das 
Geld zu Ende und Strukturreformen, dieauf 
eine Straffung der Organisation hinauslau- 
fen, sollen Abhilfe schaffen. Von eurer Sei- 
te gibtes Kritik an der vertikalen Organisa- 
tion des Neuen Forums. Nichtsdestoweni- 
ger hat sich das Bundesforum in Prerow 
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entschieden, an den Bun- 
destags-und Europawah- 
Tina Krone: Die Krise 
wirdnichtnurdarandeut- 
lich, daßdasGeldzuEnde 
geht, an einem anderen 
Punkt zeichnet sie sich 
schon länger ab: daran, 
daß wir immer weniger 
geworden sind, außer der 
Thüringische Landesver- 
band, der als einziger in 
letzter Zeit Zulauf hatte. 
Diese Leute, die immer 
weniger wurden, hielten 
den Anspruch, sich über- 
all, ständig einmischenzu 
wollen, aufrecht. Dadurch 
übten wir aufeinander ei- 
nen Druck aus, dem nicht 
nur ich, sondern eine zu- 
nehmende Anzahl von 
Leuten sich nicht mehr 
gewachsen fühlt. Außer- 
dem muß man seit gerau- 
mer Zeit feststellen, daß 
nicht nur wir, sondern die 
gesamte Opposition wir- 
kungslos geworden ist. Es g] 
te, an denen man sich wehren 
man muß überlegen, wie man 
eigentlich anstellen könnte. 
Dieser Unmuthatsich bei! 
seit einer Weile an Punkten entw! u 
in der konkreten Arbeit im Neuen he - 
lagen. Daß wir mit dieser «Sonderbule 


itgli Forum 
uns an die Mitglieder des ver u den 


btgenug Punk- 
muß. Aber 
das heule 


wir in den Diskussione 
ie 
herausgekriegt haben, nur der Anlab. 3 r 
Entwicklung, die uns frustriert, hat 18 Ar 
lich schon beim Gründungskongreß 
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Neuen Forums begonnen. 
telegraph: Ihr schreibt, daß die vertikale, 
die Repräsentanten- und bürokratische Or- 
anisation, die in Rücksicht auf die 
Wahlfähigkeit hergestellt wurde, die hori- 
nämlich in den Grup- 

einzelnen Gruppen 
behindert. Der Spagal zwischen Parlaments- 
arbeit und Basisarbeit gelin 


en Zulauf Alle glaubten, es 


ich. Allgemeine 
ars au Verantwortung übernehmenund 
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die Beteiligung an den Bundestagswahlen 
1990 wurde beschlossen. Auch da gab es 
schon Vorbehalte, Warnungen, daß wir 
unsere Strukturen dann entsprechend aus- 
richten müssen und bestimmte Leute bei 
uns deshalb nicht mitmachen können: weil 
es dann um Effizienz, Wirksamkeit und 
was auch immer geht. Weil wir aber keine 
Erfahrungen mit den parlamentarischen 
Spielregeln hatten und glaubten, wir könn- 
ten sie zugungsten von Elementen direkter 
Demokratie ändern, haben wir unsere eige- 
nen Argumentegegeneine Wahlbeteiligung 
nicht ernst genug genommen und sind auf 
diesen Spagateingegangen. Jetzt, nachdie- 
sen vier Jahren, sagen die Parlamentarier 
selbst: Sie sind wirkungslos, sie werden 
zermürbt, diese ganze Abarbeitung von 
Papieren ist Beschäftigungstherapie. Aber 
diese Erfahrung wird wieder nicht ernstge- 
nommen, sonst wäre es nicht zu diesem 
Beschluß in Prerow gekommen. Interes- 
santerweise haben sich jetzt schon vier 
Landesverbände gegen den Beschluß aus- 
gesprochen, in jeweils differenzierter Form 
und Argumentation, jenach Gegebenheiten 
in den Ländern. Es gibt Bestrebungen, den 
ganzen Beschluß auf dem nächsten 
Sonderforum zurückzuholen. Damit kann 
aber die ganze Fehlentwicklung nicht zu- 
rückgenommen werden. Da muß anderes 
passieren. 
Ich habe die Hoffnung, daß wir es 
schaffen, das, was vorhanden ist, irgendwie 
zu bewahren, indem wir diesen Überbau, 
diese Gremien abschaffen, indem wir über- 
legen, wieviel Büros wir brauchen, um die 
Arbeit zu vernetzen. Wir wollen nicht die 
Arbeitszusammenhänge zerstören, die ja 
auch gewachsen sind. Wir wollen, bevor 
die Auseinandersetzung untereinander so 
heftig wird, daß man miteinander nichts 
mehr machen kann, die Entwicklung viel- 
leicht doch noch ins Positive drehen. 
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telegraph: Ihr meint also ein Neues Forum 
als ein Bündnis von Bürgerinitiativen un- 
terschiedlichster Art? 

Tina Krone: Nein, das hieße ja schon 
wieder, daß das Neue Forum das Netz ist, 
das die anderen auffängt. Ich denke, daß 
das, was im Neuen Forum entstanden ist, 
vor allem regional, sich einpassen soll in 
das, was es an Netzen und Initiativen zu 
verschiedensten Themen gibt. Es gibt ge- 
genwärtig immer noch Gruppen im Neuen 
Forum und es gibt Mitglieder, die in ande- 
ren Gruppen mitarbeiten. Und dann gibt es 
Leute, die gar nichts mit dem Neuen Forum 
zu tun haben wollen, aber mit uns zusam- 
menarbeiten, wenn konkret irgendwelche 
Sachen anliegen. Die Möglichkeiten, wie- 
der direkter miteinander zu arbeiten, müs- 
sen wir gemeinsam entwickeln. 
telegraph: Besteht danicht die Gefahr, daß 
das Neue Forum unwiderruflich in eine 
Vielzahl von Initiativen auseinanderfällt, 
die nichts mehr miteinander zu tun haben? 
Unterstützt Ihr nicht damit letztendlich den 
Trend dieser Gesellschaft zur Auflösung in 
Partialinteressen? In Westdeutschland ist 
es beispielsweise so, daß die verschiedenen 
Bürgerinitiativen die Mülldeponien von Ort 
zu Ort verschieben. Aber niemand, außer 
eben den Parteien, und auch die nicht mehr, 
zerbrichtsich den Kopf darüber, wie eigent- 
lich ein Gesamtkonzept aussehen könnte. 
Tina Krone: Ja, richtig, diese Frage kommt 
immer als erste. Die Gefahr besteht natür- 
lich. Aber das Konzept von einer schlag- 
kräftigen Organisation, diesich bundesweit 
umdie verschiedensten Probleme kümmert, 
ist schiefgegangen - und geht seit 76 Jahren 
schief. Was man dagegen setzt, kannnichts 
Zentralistisches sein. Aber das sprichtnicht 
dagegen, miteinander einen Zusammen- 
hang zu suchen. Man kann, und das läuft ja, 
zu bestimmten Themen, bundesweit 
Arbeitskonferenzen einberufen. Gruppen, 
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die dazu ein Interesse haben, können dort 
jemanden hinschicken. Oder alle Gruppen- 
mitglieder kommen. Dann muß man nicht 
wieder wochenlang damit zubringen, einen 
Delegiertenschlüssel zu finden, der mög- 
lichst gerecht ist. Im Moment wird Wirk- 
samkeit an durchgebrachten Gesetzen und 
wirksamen Medienauftritten gemessen. 
Aber das ist falsch. Wir müssen eine Alter- 
native entwickeln, theoretisch und im Le- 
ben, Stichwort: Havels Begriff von einer 
Gegenkultur. 

telegraph: Die Leute vertreten sich selbst? 
Tina Krone: DieLeute vertretensichselbst. 
Wieweit das gelingt, liegt an den Leuten, 
die etwas verändern wollen, welche Ideen 
und Möglichkeiten siehaben. Eskanndurch- 
aus sein, daß erst einmal Funkstille ist. 
Wenn dann nichts wächst und nichts mehr 
passiert, weil zum Beispielunsere Sprecher- 
räte abgeschafft sind, wäre das natürlich 
traurig. Aber das glaube ich nicht. Im übri- 
gen wollen wir uns nichts vormachen. So, 
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wie es jetzt läuft, sind wir alle miteinander 
nicht gerade politisch wirksam. 

Ich weiß nicht, wie das in West- 
deutschland läuft. Ich weiß aber, wie es in 
der DDR gelaufen ist. Da hat ganz selten 
jemand von uns etwas gehörtund wir kann- 
ten uns noch nicht einmal alle untereinan- 
der. Wennich indie Stasi-Akten guckeund 
die Übersichten der Stasi lese, was es alles 
gab und um was sie sich zu kümmern 
hatten, staune ich. Unabhängig voneinan- 
der haben Leute an vielen Stellen etwas 
gemacht. Wir haben auch versucht, mitein- 
ander in Kontakt zu kommen, beim jährli- 
chen Treffen “Frieden konkret”... 
telegraph; ...beidemkeine bindenden Ent- 
schlüsse gefaßt wurden, wo die Resolutio- 
nen bestenfalls empfehlenden Charakter 
hatten. 

Tina Krone; Eben. Man fuhr entweder mit 
Impulsen und neuen Kontakten nach Hause 
oder nicht. Und das wurde von der Stasi als 
riesengroße Gefahr begriffen. Solche Tref- 
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fen halte ich am Ende für wirksamer als die 
Kraftvergeudung in einer Organisation, wo 
über Mehrheitsbeschlüsse immer wieder 
Leuteherausgekippt werden oder man selbst 
miteinem Beschlußnicht einverstanden ist 
und nicht mehr hingeht. Wo es ewig nur 
darum geht, wo wir wiean welchen Wahlen 
teilnehmen, um Bündnisverhandlungen und 
überhaupt nicht mehr reflektiert wird, daß 
wir in unserer kurzen Geschichte von einer 
Wahlniederlage in die andere gegangen 
sind. 3 bis 7 Prozent kann man ja kaum als 
Wahlerfolg bezeichnen oder die Tatsache, 
daß 5 bis 8 Leute, egal auf welcher Ebene, 
in den Parlamenten sitzen und im Idealfall 
immer schön dagegen stimmen. Ich sage 
das bewußt so pauschal. Ich weiß, daßes in 
den Kommunalparlamenten mit unserem 
Ansatz, parteiübergreifend zu arbeiten, im- 
mer wieder Möglichkeiten gibt, daß es an 
ein paar kleinen Punkten, vor allem 
kommunal, möglich war, Dinge durchzu- 
setzen. Aber das müssen die Leute dort 
entscheiden, wo sie sind. Ich denke, es gibt 
Leute, diekönnen parlamentarisch arbeiten 
und wollen gar nicht in Gruppen. Sie kön- 
nen auch über Wählerbündnisse oder Li- 
sten anderer Parteien versuchen, in die je- 
weilige parlamentarische Ebene zu gelan- 
gen. Ich verkenne nicht, daß man in Parla- 
menten leichter an Information und Geld 
herankommt. Aber dazu muß man nicht 
eine Organisation mit so wenig Mitglie- 
dern aufrechterhalten, dem Parteiengesetz 
anpassen und die letzten Verbliebenen auf- 
reiben. Deren Kraft wird woanders ge- 
braucht. 
telegraph: Ihr erwähnt im Papier die 
“Komintermethoden der PDS”, die immer 
wieder versucht, Basisinitiativen für sich 
zu instrumentalisieren. Die PDS würde die 
von euch gemeinte Entwicklung des Neuen 
Forums natürlich sehr freuen, weil sie ihre 
diesbezügliche Taktik noch mehr auswei- 
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“Das Neue Forum ist eine Adresse, die 
bestimmt irgendwann wieder gebraucht 
wird. Aber nicht als Gestell aus 
Sprecherräten auf Bundes- und 
Landesebene mit ein paar rudernden 
Parlamentariern vorne und einigen wild 


wuselnden, aber sonst ratlosen Mitglie- 
dern hinten dran, die auchnoch allesamt 
darüber verbittern, daß sie wieder“so 
wenige sind und der Kanzler immer fieser 
wird und die PDS nach Komintern-Ma- 
nier alles unterwandert" 


ten könnte. 

Tina Krone: Damit sind sie schon bei den 
ersten Wahlen angetreten: die PDS als 
Anwalt der Schwachen, als Retter der 
Entnervtenundaller sonstigen Entrechteten, 
besonders der in Ostdeutschland. Das hört 
sich ganz gut an, aber die PDS ist die 
Nachfolgerin der SED. Sie kann nicht die 
Alternativezu denRegierungsparteiensein, 
denn das würde bedeuten, daß die PDS die 
historische Alternative zumkapitalistischen 
System zu bieten hätte. Die DDR ist nicht 
die Alternative zur BRD gewesen. Gegen 
diese falsche historische Alternative sind 
wir seinerzeit angetreten. 

telegraph: Das ist eine moralische Argu- 
mentation. Aber wenn das Neue Forum 
keine landesweite Repräsentanz mehr hat, 
wird dadurch die PDS in die Lage gesetzt, 
so zu tun, als wenn sie der Vertreter all 
dieser Bürgerinitiativen wäre. Wird dieser 
falsche Eindruck nicht dadurch entstehen, 
daß die PDS in dieser veröffentlichten Mei- 
nungundaufdieser gesellschaftlichen Büh- 
ne, die im Moment von den Leuten mit 
Politik verwechselt wird, diese Behaup- 
tung aufstellt? 

Tina Krone; Die Bürgerinitiativen, diesich 
vertreten lassen wollenund dannnochdurch 
die PDS, die sollen das tun, die meisten 
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wollensichnicht vertretenlassenund schon 
gar nicht durch die PDS. 

telegraph: Wie wird es jetzt weitergehen 
mit der Beratung des künftigen Kurses im 
Neuen Forum? 

Tina Krone: Hier in Berlin läuft die Dis- 
kussion dazu bereits seit Ende September. 
Wir haben drei Vollversammlungen ge- 
habt. Es ist überhaupt noch nicht abzuse- 
hen, wie mit der Problematik umgegangen 
wird. Ich plädiere dafür, erst einmal 
innezuhalten, zuanalysierenundeinen Weg 
zu finden. Berlin hat schon beschlossen, 
diesen Wahlbeschluß von Prerow nichtmehr 
zu unterstützen. Wir haben also Zeit, sorg- 
sam zu überlegen, wer wir eigentlich noch 
sind, was wir wollen und wie wir das 
bewerkstelligen können, wenn wir über- 


haupt noch etwas Gemeinsames wollen. 
Bundesweit wird am 27. November ein 
Sonderforum stattfinden. Das warursprüng- 
lich dazu gedacht, die anstehenden Bun- 
destags- und Europawahlen vorzubereiten. 
Zu diesem Sonderforum haben wir die 
Textsammlung zusammengestellt - die Er- 
gebnis der Auseinandersetzung von weit- 
aus mehr Leuten ist - und beantragt, daß auf 
diesem Treffen herausgefunden wird, ob 
die verbliebenen Mitglieder des Neuen 
Forums einen neuen Gesprächs- und 
Aktionszusammenhang wollen -außerhalb 
der etablierten Parteien- und Demokratie- 
strukturen. Wir wollen, daß sich mit der 
gegenwärtigen Situationauseinandergesetzt 
wird, statt über Wahlkämpfe zu beraten. 
(Das Gespräch führte W. Rüddenklau) 


Wo ist Meinolf Schönborn? 


Die Aktivitäten des Ex-Chefs der verbotenen 
Nationalistischen Front (NF) 


Ex-NF-Vorsitzender Meinolf Schönborn 
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Im November 1992 verbot der damalige 
Bundesinnenminister Rudolf Seiters 
(CDU), nicht ohne lange genug vorzuwar- 
nen, die Nationalistische Front (NF). Vor- 
bote dieses Verbotes war ein Ermittlungs- 
verfahren gegen den damaligen NF- 
Parteichef Meinolf Schönborn sowie 13 
weiteren NF-Mitgliedern. Schönborn hatte 
im Herbst 1991 den Aufbau eines “Natio- 
nalen Einsatzkommandos (NEK)” prokla- 
miert,um gewalttätig “gegen Ausländerver- 


brecherbanden” und “T inke” für ein 


“völkisches Deutschland” zu kämpfen. Er 
orientiertesich dabei an Vorbildern wie den 
Freikorps und der Waffen-SS. Eigens dazu 
verfaßte er ein achtseitiges Papier mit dem 
ernsten Namen “Der Kampf wird härter!”. 
Dies unterschrieb er als Privatperson, ver- 
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Organisierte den Putsch gegen Schönborn, 
Jetzt Chef der SrA: Andreas Siegfried Pohl 


sah es jedoch mit dem Stempel der NF- 
Organisationsleitung. Am 11.März kam es 
im Zusammenhang mit dem Ermittlungs- 
verfahren zudiversenHausdurchsuchungen, 
so auch in der NF-Zentrale in Detmold- 
Pivitsheide. 

Dieser Hintergrund gab die äußere 
propagandistische Fassade für eine 
Entmachtungs- und Spaltungsintrige, die 
die NF-Führer Andreas Pohl und Steffen 
Hupka gegen Meinolf Schönborn anzetiel- 
ten. Man warf Schönborn vor, ET hätte seine 
NEK-Aktivitäten auf eigene Kappe und 
ohne Rücksprache mit der NF -Basis durch- 
geführt. Inderinternen NF-Zeitschrift“Auf- 
bruch” bezeichnete Hupka die Gruppe um 
Schönborn als “Elemente, die unsere Ka- 
meradschaft und unsere politisch-takli- 
schenPrinzipienuntergraben haben” . Auf 
einem NF-Sonderparteitag in Kremmen/ 
Brandenburg am 8. August entschieden sie 
die Querelen dahingehend zu ihren Gunsietl, 
daß sie den gerade am 27 .Juniin Hetendorf 

ordentlich wiedergewählten Schönborn 


a 


kurzerhand absetzten und durch di 
Parteimehrheitsich selb Me 

stundandere ihnen 
treu ergebene NF-Leute zum neuen 
Bundesvorstand wählen ließen. Der Sitz 
der Partei wurde nach Berlin verlegt, der 
Vorstand in Organisationsleitung umbe- 
nannt. Ansonsten änderte sich wenig. Die 
Ausrichtung zurElite-und Kaderpartei blieb 
bestehen. 

Schönborn, der diese Absetzung als 
besseren Putschversuch “ohne jegliche 
rechtliche Bedeutung!” abtat, lud weiter, 
mit NF-Briefkopf als Bundesvorsitzender 
zu Veranstaltungen nach Pivitzheide ein. 
Um der drohenden staatlichen und gericht- 
lichen Verfolgung zu entgehen und um 
Verwechslungen mit Schönborns Rest-NF 
zu vermeiden, benannten die Leute um Pohl 
und Hupka einige Zeit später ihren Teil der 
Organisation kurzerhand in "Sozialrevo- 
lutionäre Arbeiterfront" (SrA) um. 

Intern jedoch scheinen die Streitig- 
keiten zwischen Schönborn und der Pohl/ 
Hupka-Fraktion ganz andere Ursachen ge- 
habt zu haben. Er warf den Kameraden um 
Pohlund Hupkaunsaubere Machenschaften 
und Veruntreuung von Parteigeldern vor. 
So zitiert die antifaschistische Zeitschrift 
«Der Rechte Rand” in ihrer Nummer 20 
Schönborn dazu wie folgt: 

“Herrn Pohl wurde sein Führer- 
schein in Höhe von DM 2.500,- bezahlt, er 

mitdemKlartext-Kleinlaster [Klartext 
war die offizielle Propaganda-Zeitschrift 
der NF; Anm. telegraph] in 14 Tagen weit 
über4.000 Kilometer, was bei einer Kilome- 
terpauschale (ADAC-Liste) von 70 Pf = 
DM 2.800,- ausmacht. Und diese Summen 


hat Herr Pohl in weniger als zwei Monaten 
verbraten, ganz zu schweigen von den son- 
stigen Nebenkosten, die Herr Pohl in der 
Quellenstraße 20 verpraßt hat. Kamerad 
Enno Gehrmann (NF -Berlin) [3. Stellver- 
treter in Pohls neuer F üihrungsmanschaft 


und später kurzzeitig Vorsitzender des 
“Rörderwerk(s) Mitteldeutsche Jugend” ; 
Anm. telegraph] hat den Klartext-BMW 
(generalüberholt) für den Freund- 
schaftspreis von 5.500 DM (Listenpreis 
8.000,-) im Dezember 91 übernommen. 
Vertraglich hatte er sich zu Ratenzahlun- 
gen verpflichtet, bis heute, den 15.06.92, 
istnichteine Rateeingegangen. Herr Hupka 
hat vor über zwei Jahren eine komplette 
Computeranlage mit Drucker u.s.w. im 
Gesamtwert von über DM 4.000,- erhal- 
ten, um seine Technikerarbeit und den 
“Aufbruch” schreiben zu können. Zum 

Dank dafür habe ich den Computer vor 
wenigenWochen völlig verdreckt und kom- 
plett gelöscht zurückerhalten. Alle Daten, 
auch meine persönlichen Daten, und säml- 
liche NF-Daten waren gelöscht, hier han- 

deltessich klar um geistigen Diebstahl!!!”. 

Würde man Schönborn folgen, SO 

wäre dessen Entmachtung nichts weiter 

gewesen als der Versuch von Pohl und Co, 

Schönborns Wissen um ihre Veruntreuung 

von Parteigeldern und -mitteln vor den an- 
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deren NF-lern fern zu halten und ihn ein für 
allemal zum Schweigen zu bringen. 

Wie auch immer. Als das Verbot 
kam, verschwand die NF und mit ihr 
Schönborn in der Versenkung. Pohls SrA 
war oben auf und unversehrt. Sofort wurde 
eine zweite Organisation gegründet, das 
Förderwerk Mitteldeutsche Jugend (FMJ). 

Schönborns Verbleib war für viele 
nicht klar. In Antifakreisen beschäftigte 
man sich ausschließlich mitder SrA und im 
besonderen mit dem FMJ. Einen ersten 
vagen Hinweis gab die Kieler Antifa-Zeit- 
schrift “ATZE” in ihrer Nr. 19, Dort schrei- 
ben sie im Rahmen eines Artikels über ein 
Nazitreffen im Mai 1993 in Dänemark: 

“In diesem Zusammenhang ist es 
ganz nebenbei interessantzuerfahren, daß 
Schönborn sich angeblich darum bemüht, 
seinen Wohnsitz nach Dänemark zu verle- 
gen, um von dort aus, unbehelligt von Ver- 
boten seine Arbeit fortsetzen zu können, 
wie das Magazin “Hintergrund-Informa- 
tion” unter Berufung auf Recherchen des 
israelischen Journalisten Svoray melde- 
te.” 

Würde das also bedeuten, daß 
Schönborn seine Aktivitäten in Detmold- 
Pivitsheide nach dem Verbot wirklich ein- 
gestellt hat? 

Klarheit brachte ein Faltblatt, wel- 
ches September 1993 in Briefkästen Des- 
sauer Haushalte gesteckt wurde. Unter 
dem Motto: “Verdirbt das Blut, dann stirbt 
das Volk, erlischt die Treue, dann zerfällt 
die Gemeinschaft!” wirbt der “Förderkreis 
Junges Deutschland” um Mitglieder und 
Spenden; anbei Aufnahmeformular und 
Einzugsermächtigung. Dies ist zu senden 
an: Meinolf Schönborn, Quellenstr.20, 
Detmold-Pivitsheide V.L., incl. Telefon- 
nummer und Fax. und natürlich der neuen 
fünfstelligen Postleitzahl. Die Rückseite ist 
mit einem antisemitischen Propagandabild 
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Ansisemitische Propaganda der NF, 
verklebt im März 1992 in Berlin 
Prenzlauer Berg... 


versehen, das die NF bereits unzählig ver- 
breitet hatte. Dort ist der V.i.S.d.P. abge- 
druckt: M.Schönborn, Detmold-Pivitsheide 
VL. 

Was ist geschehen? Schönborn hat 
das Simpelste gemacht. Er hat schlicht die 
Jugend- und Massenorganisation der NF, 
eben den “Förderkreis Junges Deutschland 
(FJD)”, der beim Verbot der NF glattweg 
von Seiters vergessen wurde und nach wie 
vor legal ist, weitergeführt. Zwar ist das 
Ausmaß dieser alten/neuen Gruppierung 
um Schönborn schwer einzuschätzen, doch 
scheint sie über genug Geld und Leute zu 
verfügen, um derartig umfangreiche 
Briefkastenaktionen, wie inDessau gesche- 
hen, durchzuführen. Bei dem Geld wird es 
sich aller Wahrscheinlichkeit nach um die 
alten NF-Finanzen handeln, deren die Po- 
lizei mit ziemlicher Sicherheit bei der Be- 
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schlagnahme nicht habhaft geworden ist. 
Schließlich wurde lange genug getrommaelt, 
bevor verboten wurde. So hatte Schönborn 
alle Zeit der Welt, entsprechend vorbeu- 
gende Maßnahmen zur Sicherung des 
Parteivermögens der NF zu ergreifen. Si- 
cherlich sind neue Gelder über Spenden 
und dem Versand von faschistischen 
Propagandamaterial hinzugekommen. 

Es scheint nun so, daß auch 
Schönborn auf die national gesonnene Ju- 
gend im Osten setzt. Hier sollte in nächster 
Zeit Acht gegeben werden. Schönborms 
Aktivitäten im Zusammenhang mit dem 
FJD machen wieder einmal schmerzhaft 
deutlich: bloße Verbote bringen gar nichts. 


Barni Geröllheimer 
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‚und als Postwurfsendung des FJD ende 
September 1993 in die Briefkästen von 
DessaulSachsen-Anhalt gesteckt. 


telegraph 11/93 


Antifaschistische Unity-Demonstration 
Polizei ritt mit Pferden in die Demonstration 
Unser Leser Michael K. Gosforth/England schickte uns einen Augenzeugen-Bericht zur 


Unity-Demonstration am 16. 10.93 in London. 


Als im September der erste Sieg für die gegen die Ultrarechte in Sicherheit wiegte, 
British National Party (BNP) bei einer rüttelte diese Nachricht das Königreich auf. 
Nachwahl in Tower Hamlet, im Südosten Südostlondon ist bekannt für seine schlag- 
Londons, perfekt war, gab es im ach so kräftige Rechte, die sich zumeist beim F.C. 
antifaschistischen Vereinigten Königreich Millwall trifft und dann mit dem berühmt- 
einigenGesprächsstoff.Nachdemmansich berüchtigtenMillwallbrick” durchdie Stra- 
in England durch das "first pass the post"- Ben zieht. Das Gebiet ist ja jüngst mit der 
Wahlsystem und die Zerschlagung der größten Investitionsruine Europas, dem 
National Front Ende der siebziger Jahre Bürozentrum Docklands, versehen worden, 
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— chisten beim "Rudolf-Heß-Marsch 1991 in 
an tte Richard Edmonds von der BNP 


Bayreuth. In der Mi 


Die Ausländerquote liegt 
traditionell ziemlichhoch, 
da die Docks der An- 
kunftsort von jüdischen 
Emigranten, Emigranten 
von den West-Indies, 

Pakistan und zuletzt aus 
Bangladesh waren. Schon 
indendreißigerJahrengab 

es in East-London breite 

Unterstützung für die Fa- 

schisten Mosleys. Diese 

Unterstützungkonnteaber 

durch ein breites Bündnis 

von Emigranten, Minder- 

heiten und Teilen der 

Eastenders gebrochen 

werden, sodaß ein friedli- 

ches Nebeneinander der 

verschiedenen Minderhei- 

ten und den Eastendern 

wieder möglich wurde, 

Als Symbol für diesen 
Kampf steht die Cable 
Street, in der es 1936 zu 
Straßenkämpfenzwischen 
den Faschisten und den 
Antifaschisten kam. 


Zu der Demonstrati- 
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on am 16. Oktober unter dem Motto "Close 
down the BNP" hatten verschiedene Orga- 
nisationen aufgerufen. Die größten sind die 
Antinazi-league (ANL), die als Sammel- 
becken für Antifaschisten zu verstehen ist 
und teilweise Unterstützung von den "So- 
zialist Workers" (einer zur Zeit 10-12.000 
Mitglieder starken marxistisch-leninisten 
Partei) erhältund die Youth against Racism 
in Europe (YRE), die den Militant Labours 
nahestehen. Andere Gruppen waren die 
Indian Workers Association, die Tyne and 
Wear AntiFascist Association, Searchlight, 
die Spartacist League sowie einzelne MP’s 
und Einzelpersonen. deren wohl bekannte- 
ster John Peel ist. 

Gegen 12 Uhr begann sich der 
Winns Common in Pumstead (Südost-Lon- 
don) zu füllen und die ersten der vielleicht 
15 Redner begannen ihre Message an den/ 
die Mann/Frau zu bringen. Wobei dies ge- 
trennt nach den beiden Hauptveranstaltern 
auf je einer Bühne geschah. Zum Schluß 
gab die Vorsitzende der ANL bekannt, daß 
die Polizei die Route der Demo gändert 
hatte und die Route nun nicht mehr das 
BNP-Headquarter passieren konnte, was 
der Hauptgrund dafür war, daßdieDemoso 
weit vom Zentrum durchgeführt wurde. 
Gegen 14 Uhr begabensich dieetwa 45.000 
Demonstranten auf die nun neue-alte Rou- 
te. Die Polizei war massiv präsent und hatte 
Jede Seitenstraße mit Absperrgittern und 
Dreierreihen Spezialeinheiten abgeriegelt. 
Das wurde natürlich von Seiten der De- 
Mmonstranten mit den Rufen "Police protect 
the Nazis" und "scrum" (Abschaum) hono- 
tiert. Die Route der Demo führte zumeist 
durch unbewohntes Gebiet, sodaß sie auch 
gut als Demo durchs Gewerbegebiet be- 
zeichnet werden konnte. Nach etwa einer 
Meile kam der Zug zum Stehen. Am An- 


fang wußte ich nicht so recht, warum, aber . 


Schon bald kamen die Ersten mit bleichen 
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Gesichtern oder Kopfwunden von vorne zu 
uns zurück. Nach zehn Minuten war dann 
klar, daß die Polizeiden Zug an zwei Seiten 
abgeriegelt hatte. Rechts war eine Mauer 
mit Polizisten und vorne war die Kreuzung, 
die wir passieren sollten, einfach abge- 
sperrt. Von dieser Kreuzung ging es rechts 
zum BNP-Headquarter und links die nun 
gänderte Route zu den Bussen und der 
Abschlußwiese. Als die ersten versuchten, 
links auf eine Mauer zu klettern, zog auch 
dort die Polizei mit Hunden und in 
Kampfausrüstung auf. Somit war der Zug 
jetzt von drei Seiten eingeschlossen, wobei 
von hinten dienachfolgenden Demonstran- 
ten nach vorne drängten. Dann kam es, wie 
es kommen mußte. Da der linke Weg auch 
abgesperrt war, versuchten jetzt einige sich 
unter dem Schutz von Steinwürfen sich 
nach rechts durchzukämpfen. Die Polizei 
hatte absichtlich auf der Kreuzung keine 
Absperrgitter verwendet, dadiesenicht "als 
Munition für die Demonstranten dienen 
sollten" (Orginalton Polizei). Stattdessen 
setzte die Polizei auf die altbewährten 
Schlagstöcke und auf dieberittenen Einhei- 
ten, die dann einige Male mit mehr oder 
weniger Erfolg in die Demonstranten 
hineinnritten. Der bis dahin friedliche Zug 
war jetzt natürlich das reinste Chaos. Ir- 
gendwann fiel dann auch die Mauer auf der 
linken Seite unter dem Druck der Massen 
zusammen, sodaß die Polizei dort weichen 
mußte. 

Dies wurde dann zum Auslauffeld 
für die Demo, die sich nun in die 
Gewaltbereiten im vorderen Teil und die 
eher friedlichen Leute im hinteren Teil teil- 
te. Da die Polizei es im Vorfeld und wäh- 
rend der Demo abgelehnt hatte, mit den 
Organisatoren über Sicherheitsfragen zu 
in diese Entwicklung auch verständ- 
lich. Bei dem Versuch, die Demonstranten 
durch ein Megaphon zu beruhigen, wurde 
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die Hauptordnerin, Julie Waterson, vonder 
Polizeiniedergeknüppelt, sodaß sieim Kran- 
kenhaus an einer Kopfwunde genäht wer- 
den mußte. 

Nach zwei Stunden gab die Polizei 
dann auf der linken Seite einen kleinen 
Durchgang frei, durch den sich dann der 
Zug durchschlängeln konnte. Bis in die 
Nacht hielten die Schlägereien zwischen 
Demonstraten und Polizei an, bei der an- 
geblich auch noch Rauchbomben von Sei- 
ten der Demonstranten eingesetzt worden 
sein sollen. | 

Nach der Demonstration schieben 
sich natürlich beide Seiten die Schuld an 
der Eskaltion in die Schuhe. 42 Demon- 
stranten und 19 der 7.000 eingesetzten Po- 
lizisten wurden bei der Demo verletzt. In 
der Presse wurde dies dann natürlich dem- 
entsprechend ausgewertet. Der "Indepen- 
denton Sunday" wartete mit der Schlagzei- 
le "Racs march exploted into riot" auf und 
zeigt berittene Polizei, die in Kampfausrü- 


stung imroten Nebel in die Demonstranten 
reitet, während die "Sun" ("Bild" vergleich- 
bar) mit "I'mblack and blue" aufmacht und 
einen farbigen Polizisten im Krankenhaus 
zeigt, der beteuert, wegen seiner Hautfarbe 
gelyncht worden zu sein. Auf Seite 4 und 5 
sind dann sechs Demonstranten beim 
Steinwerfen abgebildet. Für sachdienliche 
Hinweise ist eine Hotlinenumber angege- 
ben und eine Belohnung von 1.000 Pfund 
als Kopfgeld ausgesetzt. Der "Guardian" ist 
die einzige überregionale Zeitung, die fast 
wertfrei über die Demo berichtet. Leider 
steht das nur auf der letzten Seite. 

So ist die Demo auch hier eingeord- 
net worden. Jeder weiß über die Ausschrei- 
tungen Bescheid und Youth Against 
Fascismin Europeistfasteiner Terrorgruppe 
gleichgesetzt worden. Aber der eigentliche 
Anlaß, das Headquarter der BNP in diesem 
Gebiet zu schließen, ist darüber verloren 
gegangen. MichaelK. 


Antifaschisten in Arolsen vor Gericht 


Mitte August wurden im Nordhessischen 
und Umgebung 13 JungeAntifaschistInnen 
festgenommen. Ihnen wird vorgeworfen, 
einen 22 jährigen jungen Mann in der Nähe 
von Frankenberg schwer verletzt zu haben. 

Einige der AntifaschistInnen wur- 
den über mehrere Wochen in Untersu- 
chungshaft genommen und sind nun, unter 
z.T. absurden Auflagen, wie z.B. Kontakt- 
verbot untereinander, wieder entlassen 
worden. Die Staatsanwaltschaft Kassel hat 
die Ermittlungen übernommen. Mit der 
Anklageerhebung wird frühestens im No- 
vember gerechnet. Der zu Beginn der Er- 
mittlungen erhobene Vorwurf des ge- 
meinschaftlichversuchtenTotschlags wur- 
de fallengelassen. Ermittelt wird nun we- 
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gen Körperverletzung und “schwerem 
Landfriedensbruch”, 

Bei dem 22 jährigen jungen Mann, 
der seit einiger Zeit wieder aus dem Kran- 
kenhaus entlassen ist, handelt es sich um 
den Rechtsextremisten Thomas Kubiak aus 
Hallenberg. 

Er war an jenem Tag auf dem Weg 
zur alljährigen Demonstration rechtsextre- 
mistischer Gruppen, dem sogenann- 
ten”Rudolf Hess Gedenkmarsch” nach 
Wunsiedel, der dann, wie bekannt, in Fulda 
stattfand. Der Aufmarsch der 500 Rechts- 
extremisten zog einen politischen Skandal 
weit über Deutschlands Grenzen hinaus 
nach sich: das hessische Innenministerium 


und die Polizeiführung verhinderten nicht 
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den Aufmarsch der Rechten, sondern die 
Gegendemonstrationder AntifaschistInnen. 

Zurück zu Thomas Kubiak, bzw. zu 
der Organisation deren Führer Kubiak heu- 
te ist, der “Sauerländischen Aktionsfront”. 

Thomas Kubiak ist Nachfolger des 
im letzten Jahr bei einem Motorradunfall 
gestorbenen Thomas Fink. Dieser war nach 
eigenenAngaben seit 1980in faschistischen 
Kreisen aktiv. 1985 gründete er in seinem 
Heimatort Günzburg/Süddeutschlandeinen 
“Lesekreis” der illegal erschienenen “Pub- 
likation des nationalen Widerstands” der 
“Neuen Front”, einer Tarnorganisation der 
1983 verbotenen ANS/NA Kühnens. 1986 
fungierte er als Kontaktperson der “Kame- 
radschaft Günzburg” und organisierte den 
Aufbau einesFAP-Kameradschaftshauses. 

1989 wurde Fink von Otto Ernst 
Remer (“Europa muß nach den Idealen der 
Waffen-SS gestaltet werden", Gründer der 
“Deutschen Freiheitsbewegung e.V.", de- 
ren Jugendorganisation die”Bismarck-Ju- 
gend”ist [Remer zerschlug 1944 den 
Staufenberg-Aufstand; Anm. telegraph]) 
mit der Führung der “Bismark-Jugend” 
beauftragt. 

1991 zog Fink nach Bromskirchen/ 
Hallenberg imKreis Waldeck/Frankenberg 
in das Haus der NPD-Funktionärin Gisela 
Robel-Pitzner. 

Die “Kameradschaften”, zu deren 
Aufbau er in einem Flugblatt aufrief, grün- 
dete er in Frankenberg, Korbach und 
Meschede. Eingeladen wurden alle “Skin- 
heads, Hooligans und sonstige Deutsche, 
die ihre nationale Einstellung nicht für sich 
behalten, sondern aktiv nach außen vertre- 
ten.” Im Juli 1992 fand dann eine “Anti- 
Antifa-Demonstration” in Meschede 
statt. Redner waren bundesweit bekannte 
Rechtsextremisten wie ChristianWorch, 
Otto Riehs, Michael Petri (Deutsche Alter- 
native) und der NL-Vorsitzende (Nationale 
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Liste) Thomas Wulff. Des weiteren wurden 
Fahrten zu Aufmä rschen, wie dem “Ru- 
dolf-Hess-Gedenkmarsch”organisiert, und 
diebundesweiten Strukturen durch ein“Na- 
tionales Infotelefon” ergänzt. Außerdem gab 
es in den letzten Jahren immer wieder Hin- 
weise auf die Beteiligung von SAF-Mit- 
gliedern bei Schlägereien und Anschlägen 
auf Flüchtlingsheime. Auch Antifa-Veran- 
staltungen wurden einige Male durch die 
Anwesenheit der SAF gestört oder verhin- 
dert. 

Die “Sauerländische Aktionsfront” 
firmiertheute unter dem Namen “Nationale 
Jugend”. Sieistals Vorfeldorganisation der 
“GesinnungsgemeinschaftderNeuenFront 
(GDNF)”, die sich wiederumals Nachfolge- 
organisation der verbotenen “ANS/ 
NA’ versteht, einzuschätzen. Ihr Ziel ist die 
Wiederherstellung und Legalisierung der 
NSDAP inDeutschland. DieFührungsgrup- 
pe um den schon erwähnten Christian 
Worch, Arnulf Winfried Priem und Gott- 
fried Küssel (Österreich, z.Zt. in Haft), um 
nur einige bekannte Namen zu nennen, ist 
bemüht, vornehmlich Jugendliche in sol- 
chen Vorfeldorganisationen zu rekrutieren. 
Paramilitärisches Training, Aufmärsche wie 
Wunsiedel und Fulda, öffentliche Propa- 
gandazur Verbreitung ihres wiederwärtigen 
Geschichtsrevisionismus (“Auschwitz- 
lüge”) zählen zu ihren Aktivitäten. 

Das “Nationale Infotelefon”hat kurz 
nach dem Vorfall in Frankenberg bundes- 
weit aufgerufen, Rache zu nehmen. 

Es gibt aus den Städten in der Um- 
gebung einige Menschen,die sich um die 
Solidaritätsarbeit kümmern. Dazu werden 
dringend Spendengelder benötigt. Das 
Spendenkonto ist das Konto der Bunten 
Hilfe, Stichwort Wunsiedel, Kinr.: 
1018009940, Sparkasse Marburg- 
Biedenkopf, BLZ: 53350000 
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Faschistische Untriebe! 
Rassistische Überfälle ! 


Das ist mittlerweile trauriger Alltag. In 
einem Gemeinschaftsprojekt der Antifa 
Prenzlauer Berg und den Edelweißpiraten 
Berlin wurde eine 
Antifaschistische 

Ausstellung. 
erstellt. Im ersten Teil soll aufgeklärt wer- 
den über die Strukturen und Ziele der Fa- 
schisten im Prenzlauer Berg. 
Im Zweiten Teil informieren die Edelweiß- 
piraten Berlin über sich und ihre Arbeit 
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Zwangsarbeit 


Es mutet wie eine Geschichte aus finsteren 
Zeiten an: in Leipzig werden Leute zur 
Zwangsarbeit verpflichtet. 2, — DM für jede 
Stunde, 40 Stunden in der Woche lang. Für 
einen Hungerlohn also leisten sie Maurer-, 
Tischler-, Schlosser-. Maler- und andere 
Arbeiten. Das Programm unter dem diese 
Arbeiten laufen, heißt “ Arbeit statt Sozial- 
hilfe”. Gemeint ist: Leute, die ihr Leben mit 
Sozialhilfe fristen müssen, übernehmen die 
Arbeiten von ABM-lerInnen ohne regel- 
rechte Entlohnung. Über diese skandalösen 
Zustände Rainer Müller. 

Vor einiger Zeit erhielt ich die Auf- 
forderung zum AM-Stützpunkt zukommen. 
Dort sollten ich und andere, die inzwischen 
auf Sozialhilfe angewiesen sind, weil sie 
keine Arbeit fanden, “an Arbeit gewöhnt 
werden”. Mit 2,— DM pro Stunde wird der 
Einsatz für die Stadt vergütet. Wenn wir 
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nichtkommen, hieß es, wird und die Sozial- 
hilfe um die Hälfte gekürzt. Verlangt wird 
außerdem, 40 Stunden in der Woche, also 
eine Arbeitszeit wie beiregelrechter Anstel- 
lung bei der Stadt, zu bringen. Nur der 
Verdienst ist eben nicht wie bei normaler 
Beschäftigung 80,— DM in der Woche - 
320,— DM im Monat, ohne soziale Ab- 
sicherung. Ich bin als Sozialhilfeempfänger 
nicht einmal krankenversichert. Ich habe 
danach gefragt, was bei einem Arbeitsunfall 
passiert - das ist schon geregelt, war die 
Antwort. 

Der Einsatz beginnt morgens 7 Uhr 
mit einem Zählappell. Alle treten nach 
Brigaden getrennt um das Verwaltungsge- 
bäude des Stützpunktes herum an. Dann 
wird gezählt. Wer Minuten zu spät kommt, 
dem wird mit Stundenabzug gedroht. 

Der Stützpunkt für den Arbeitsdienst 
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liegt in Leipzig-Leutzsch. Die Leute kom- 
men von überall her aus der Stadt. Manche 
brauchen eine Stunde und mehr für die 
Anfahrt. Einige von uns haben gefragt, ob 
sie nicht gleich zum Arbeitsort gehen kön- 
nen, weil der bei ihnen um die Ecke liegt. 
Sie durften das nicht. Alle müssen zum 
Zählappell morgens antreten. 

Dann beginnt der Einsatz. Es gibt 
Arbeiten im Stützpunkt selbst oder wir wer- 
den in Kleinbussen zum Arbeitsort gefah- 
ren. Wir sind ABM-Brigaden zugeordnet. 
Die Bereiche sind: Tischlerei, Schlosserei, 
Mauern, Tiefbau, Begrünung und Malern. 
Auch in der Verwaltung werden Sozialhilfe- 
leuteeingesetzt. Lautoffizieller Verkündung 
seien alle Arbeiten von uns gemeinnützig 
und zusätzlich. Schlechthin ist jede öffent- 
liche Arbeit gemeinnützig, wichtig ist also, 
was in unsrem Fall als zusätzlich angesehen 
wird: Wir setzen Wege instand, pflanzen 
Bäume, mähen Rasen, tischlernund schwei- 
Ben Gegenstände für Kinderspielplätze, 
malern Schulen und Bibliotheken. Sogar 
die Lohnabrechnung für uns selbst gilt als 
zusätzlich. 

Das Programm, unter dem die SPD- 
Stadtführung uns anstellt, nennt sich “Ar- 
beit statt Sozialhilfe”. Zugeordnet sind wir 
dem Dezernat Allgemeine Verwaltung der 
Stadt Leipzig. 

Bisher werden täglich ungefähr 30 - 
40 Leute eingesetzt. darunter sind auch Al- 
leinstehende mit Kindern. Für den Arbeits- 
dienst sind allerdings noch mehr erfaßt: zur 
Zeit ca. 100. Einige kommen nicht zum 
Einsatz, weil sie es als Verhöhnung empfin- 
den. Wer ist schon bereit, im Zwangsdienst 
für einen Hungerlohn zu arbeiten und auch 
noch gegen andere, die deshalb keine feste 
Arbeit bekommen, ausgespielt ZU werden. 
Deshalbdroht die Stadtauch mitder Kürzung 
der Sozialhilfe. Nur so kann der Zwang$- 
dienst überhaupt durchgeseftzt werden. 
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Ichbin der Maurergruppe zugeordnet. 
Den Vorarbeiter inderMaurer-Brigadekenn 
ich. Der war früher bei der Kirche als Mau- 
rer beschäftigt. Dann hat er seine Arbeit 
verloren. Als einzige Möglichkeit bot sich 
ihmeine ABM-Stelle. Nach einem Jahr läuft 
jetzt diese Stelle aus. Statt daß er fest einge- 
stellt wird, wird er entlassen. Er ist die 
einzige Fachkraft in unserer Gruppe. Seine 
Arbeit sollen jetztandere ABMler überneh- 
men und nach und nach Zwangsdienstler 
wieich.Wegen der Anfahrtskosten und dem 
teuren Mittagessen arbeiten viele von uns 
bis zum Mittagessen quasi kostenlos. Wenn 
ich die Sozialhilfe und meinen jetzigen 
Wochenlohn zusammenzähle, dann bekom- 
me ich ungefähr 820,00 DM im Monat. Der 
Stundenlohn beträgt dann für mich ca. 5, — 
DM. Ein festeingestellter Maurer bei der 
Stadt müßte viel mehr verdienen, nämlich 
mehr als das dreifache. Außerdem habe ich 
keinerlei soziale Absicherung: weder Kran- 
ken-, Rentennoch Arbeitslosenversicherung. 
Die Stadt spart auf dem Rücken der Ärm- 
sten. Das ist Ausbeutung. Rainer Müller 


Das Antita-Info ist eine Grundlage für 
antitaschistische Aktivitäten von Einzelpersonen, 


Gruppen oder Organisationen. Es ist eine 
nichtkommerzielle Zeitung, die von aktiven Antifa- 
schistinnen im Eigenverlag herausgegeben wird. 
Das Antifa-nto Ist für 4,- DM + 2,- DM Porto 
zu erhalten. Ein Abo über fünf Ausgaben 
kostet 30,- DM. 


Kontaktadresse: Antifa-Info 


c/o L.Meyer, Gneisenaustr. 2a 
1000 Berlin 61 (neu: 10961) 
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Zwischen Staatsbetrieb und IWF 
Zur wirtschaftlichen Situation in der Slowakei 


In verschiedenen Beiträgen der Zeitschrift “Ost-West-Informationen”zeigtsich, daß 
die wirtschaftlichen und daraus resultierenden gesellschaftlichen Folgen des Umbruchs in 
den postkommunistischen osteuropäischen Ländern beinahe ähnliche sind und auch 
interessante Schlüsse auf die Situation in Ostdeutschland zulassen. Wir bringen im 
folgenden den Beitrag von Jano Sekaj in dieser Zeitschrift über die Situation in der 
Slowakei. Sekaj wurde im zweiten Weltkrieg KP-Mitglied, 1952 ausgeschlossen, unter 
Chrustschow rehabilitiert, nach dem Prager Frühling wieder ausgeschlossen. 1989 war er 
Mitbegründer der Partei des Demokratischen Sozialismus, die sich später mit der 
Sozialdemokratie vereinte. Derzeit ist Sekaj Internationaler Sekretär der Sozialdemokrati- 
schen Partei der Slowakei. Ob man ihm in gewissen Eckpunkten seiner Analyse, dem 
ungebrochenen Verhältnis zur Sozialdemokratie und zur Wachstumsgesellschaft folgen 


kann, ist natürlich fraglich 


Altes wird vernichtet, Neues 
nicht aufgebaut 
Beinahe vier Jahre sind seit dem Fall des 
kommunistischen Regimes in der Tsche- 
choslowakei vergangen. Seither hat nicht 
nur das Regime, das sich “sozialistisch” 
nannte, aber alles andere als sozialistisch 
war, aufgehört zuexistieren. Der Staat sselbst 
hat sich gespalten, um zwei Nachfolge- 
staaten Platzzumachen. Auchdie Euphorie, 
die in den Novembertagen des Jahres 1989 
unsere Plätze und Straßenbeseelte, istlängst 
von der Alltagsrealität absorbiert worden. 
Es scheint unser Schicksal zu sein, ständig 
im Übergang zu leben. Über vierzig Jahre 
lang wurde die Illusion genährt, wir befän- 
den uns im Übergang vom Kapitalismus 
zum Kommunismus. Heute stehen wir an- 
geblich im Übergang von der Plan- zur 
Marktwirtschaft. Genauer: Wir sind auf 
dem besten Weg, ein Spielball des Marktes 
zu werden. Allerdings wissen wir inzwi- 
schen, daß der Markt kein Allheilmittel ist, 
daß er nicht nur Probleme löst, sondern 
auch Probleme schafft, von deren Existenz 
wir früher nur aus der Auslandsberichter- 
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stattung wußten. 

Nun, wir wissen gut, daß Ungeduld 
ein schlechter Ratgeber ist. Als wir in der 
Tschechoslowakei den “Sozialismus” auf- 
zubauen begannen, war die zentrale Lo- 
sung, die das Rezept zur Überwindung der 
alten Schwierigkeiten sein sollte: “Die Sow- 
jetunion - unser Beispiel, unser Vorbild”, 
Es erwies sich aber als verhängnisvoll, das 
russische Modell auf die Tschechoslowa- 
kei anwenden, ja kopieren zu wollen. Wa- 
ren wir doch auf wirtschaftlichem, in vieler 
Hinsicht auf technischem, aber auch auf 
kulturellem Gebiet und im Bereich der de- 
mokratischen Erfahrungen weit vor 
Russland, vor der Sowjetunion. 

Beim Übergang von einer bürokra- 
tisierten staatlichen Planwirtschaft zur 
Marktwirtschaft gibt es zum Glück - oder 
zum Unglück - kein leuchtendes Beispiel, 
nach dem wir uns richten könnten, und so 
sind wir auf Experimente angewiesen. Lei- 
der hat unsere Regierung bei diesen Expe- 
rimenten nicht die glücklichste Hand. Vor- 
läufig hat sie jedenfalls keine Erfolge beim 
Aufbau einer richtig funktionierenden, 
selbstregulierenden Marktwirtschaft, hin- 


telegraph 11/93 


gegen istes gelungen, vieles von dem, was 
im alten Regime gut war, abzubauen oder 
zu vemichten. Und es war nicht alles 
schlecht, was bei uns in den letzten vierzig 
Jahren geschaffen wurde. Es sei mir ver- 
ziehen - man muß sich heute bei uns dafür 
entschuldigen, die Vergangenheitnichtmit 
Haut und Haaren zu verwerfen - es gab 
sogar vieles, was mustergültig war und 
das man eher reformieren, statt abschaffen 
hätte sollen. Die Apologeten unseres heu- 
tigen.offiziellen Wirtschaftskurses behaup- 
ten, daß man vor der Errichtung eines 
neuen Gebäudes erst den Bauplatz von 
allen Resten des Alten befreien muß. Ar- 
chitekten sind anderer Meinung; sie trach- 
ten immer, vom Alten zu retten, was wert 
ist, gerettet und aufbewahrt zu werden. 


Die Betroffenen 
Kommen wir nun zu den politischen und 
ökonomischen Fakten: 
Problem Nummer Eins in der Slo- 
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wakei ist derzeit die Arbeitslosigkeit. Offi- 
ziellgibtesimLand 13 bis 14% Arbeitslose. 
Der Begriff “Arbeitslosigkeit” war den 
Nachkriegsgenerationen nur aus den 
außenpolitischen Rubriken der Zeitungen 
bekannt. Es ist wahr, die Vollbeschäftigung 
war im sogenannten Sozialismus eine 
Tarnbeschäftigung. Man hätte bei richtiger 
Rationalisierung der Arbeit ruhig 10 bis 
20% der ArbeitnehmerInnen entlassen kön- 
nen., ohne daß dadurch die Produktion ge- 
sunken wäre, Sind unsere Arbeitslosen also 
nur Produkte des Abbaus von Scheinbeschäf- 
tigten? Leider ist dem nicht so; tatsächlich 
ist bei uns seit dem Jahre 1990 die Produk- 
tionum ein Drittel, inder Industrie sogar um 
40% gesunken. Demzufolge istdieScheinbe- 
schäftigung heute noch ärger, als sie früher 
war. Man rechnet damit, daß die Arbeitslo- 
sigkeit bis Jahresende bis auf 20% steigen 
wird. 

Tatsache ist, daß wir in unserer Ge- 
sellschaft eine neue Kategorie von Men- 
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schen, eine neue Schicht registrieren: Leu- 
te, die von Unterstützungen leben - sofern 
sie darauf noch Anspruch haben; Leute, die 
an der Grenze des Existenzminimums exi- 
stieren, Menschen, dienichtnur wirtschaft- 
lich und sozial, sondern auch moralisch an 
der Talsohle angelangt sind. Kriminalität 
ist der erste Bereich, indem wir seit der 
Erlangung unserer demokratischen Frei- 
heiten Weltniveau erreicht haben. 

Was im Westen für die Arbeitslo- 
sigkeit gilt, gilt auch hier: Die am meisten 
und härtesten betroffenen Schichten sind 
dieüber Fünfzigjährigen und die Jugend. In 
den Jahren der Unfreiheit mußten Hoch- 
schulabsolventen nach Erlangung ihres 
Diploms eine ihnen zugewiesene Stelle 
antreten. Viele taten es nicht, wenn sie 
selbst bessere Stellen fanden. Viele studier- 
ten mit Betriebsstipendienund mußtennach- 
her einige Jahre im finanzierenden Betrieb 
abarbeiten, doch niemand drohte Arbeits- 
losigkeit. Ein Großteil unserer frischge- 
backenen Doktoren und Ingenieurehatheute 
weder einen Arbeitsplatz noch Chancen, in 
absehbarer Zeit eine Anstellung in ihrer 
Branche zu bekommen. Es gibtnichts Trau- 
rigeres für einen jungen Menschen, als wenn 
sein erster Schritt ins Berufsleben zum Ar- 
beitsamt führt. Nicht minder traurig ist es, 
wenn alte Leute nach einem arbeitsreichen 
Leben ihre Existenz dadurch sichern müs- 
sen, daß sie Mistkübel durchwühlen. 

Die Renten waren auch im alten 
Regime bei uns im Vergleich zum Westen 
sehr niedrig. Seit 1990 wurden sie ungefähr 
um ein Drittel erhöht. Die Preise hingegen 
haben sich nach offiziellen Angaben fast 
verdoppelt. So ist unsere Gesellschaft in 
den letzten Jahren um eine weitere Katego- 
rie “reicher” geworden: Bettler gab es frü- 
her fast nicht; heute gibt es sie wieder, und 
nicht nur vor Kirchen. | 

Ich möchte noch einmal zum Pro- 
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blem der studierenden Jugend zurück- 
kehren. Das Studium war bei uns kostenlos 
- von der ersten Elementarklasse angefan- 
gen bis zum Diplom. Die Kinder bekamen 
Bücher, Hefte und weitere Schulbehelfe 
vom Staat umsonst. Der Preis, den Eltern 
für die Betreuung ihrer Kinder in Kinder- 
krippen, Kindergärten und Schulhortenund 
dergleichen Institutionen bezahlen, war 
kaum kostendeckend für die Verpflegung, 
die sie bekamen. Auf den Hochschulen gab 
es Stipendien, die bei gutem Studienerfolg 
die Ausgaben für das Studium deckten. 
Nichts von diesen Errungenschaf- 
ten wurde offiziell liquidiert, nur hat der 
Staat ein großes Loch in seinem Budget, 
und ein Großteil der Kommunen hat eben- 
falls Haushaltdefizite, die es ihnen unmög- 
lichmachen, die genannten Institutionen zu 
subventionieren,. So wurden viele Kinder- 
gärten einfach aufgelassen, andere wurden 
privatisiert, und der Preis für die Betreuung 
eines Kindes wurde vervielfacht. Die Preise 
fürein Mittagessen für Kinderinder Schule 
haben sich verdoppelt. Für Schulbücher 
müssen die Eltern von der zweiten 
Unterrichtsstufe an bezahlen, ebenso für 
Hefte und alles andere, was die Kinder 
bisher in der Schule umsonst bekamen. 
Was wird mit den Kindern sein, deren EI- 
tern sich weigern zu bezahlen? Werden sie 
aufhören, die Schule zu besuchen? Nun, es 
gabauchbishersozialeundethnische Grup- 
pen, die ihreKindernichtallzu fleißigindie 
Schule sandten; wird das Problem jetzt 
noch größer? Hochschulstipendien gibt es 
keine mehr, nur soziale Unterstützung für 
die am meisten bedürftigen Hochschüler in 
der Höhe von 500 slowakischen Kronen 
(SK) monatlich. Während wir in der Ver- 
gangenheit einen gewissen Überschuß an 
Akademikern hatten, werden nun die 
AbsolventInnenzahlen sinken: Der soziale 
Numerus clausus wird es Kindern aus mit- 
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tellosen Familien beinahe unmöglich ma- 
chen zu studieren. Da die meisten der ehe- 
mals staatlichen Großbetriebe, die sich frü- 
her in erster Linie um die Lehrlings- 
ausbildung kümmerten, heute am Rande 
des Bankrotts stehen, ist die Zukunft der 
Kinder alles andere als rosig. 

Es steht zu befürchten, daß hier eine 
weitere gesellschaftliche Gruppe heran- 
wächst, die wir früher nur aus Gorkis Ro- 
manen kannten - die herumlungernden und 
zur Kriminalität tendierenden Kinder. 

Wir hatten ein Gesundheitssystem, 
das viel zu wünschen übrig ließ. Vor allem 
waren die Ärzte und das Gesundheitsper- 
sonal am tadellosen Funktionieren des Ge- 
sundheitswesens nicht genügend materiell 
interessiert. Die mangelnde materielle 
Interessiertheit war ja überhaupt der 
wundeste Punkt des ganzen Systems, an 
dem es schließlich zugrunde ging; gerade 
dieses Übel sollte die Marktwirtschaft re- 
parieren. Trotzdem gab es vor dem Um- 
bruch für jede und jeden kostenlose 
Gesundheitspflege, vom Arztbesuch über 
die Operation bis zum Kuraufenthalt in den 
Heilbädern. Heute ist das Gesundheitswe- 

sen eines der am meisten kritisierten Res- 
sorts, woran freilich Geldmangel und ein 
unfähiger Minister die Hauptschuld tra- 
gen. 

Das Bauwesen gehört zu den von 
der Krise am meisten betroffenen Berei- 
chen, denn wenn Mangel an Geld herrscht, 
wird als erstes die Bautätigkeit reduziert. 
man sieht in Bratislava, wo in der Vergan- 
genheit jährlich Hunderte Neubauwoh- 
nungen an die Mieter übergeben wurden, 
heute in der Innenstadt und in den 
Neubauvierteln eine Menge stillgelegter 

Baustellen. Im erster Halbjahr 1993 wurde 
der Bau von nur 99 Wohneinheiten begon- 
nen - alles individuelle Einfamilienhäuser. 
Die Leute sind verunsichert, was mit ihren 
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staatlichen und genossenschaftlichen Woh- 
nungen geschehen wird. Sie sollen 
privatisiert, also verkauft werden, wobei 
die jetzigen Mieter Vorrang haben sollten. 
Doch niemand weiß, wie hoch der Preis 
sein wird, und was mit den Mietern ge- 
schieht, die das Geld für den Ankauf ein- 
fach nicht aufbringen. 

Die Mieten und die übrigen Wohn- 
kosten sind im Laufe der letzten anderthalb 
Jahre enorm angestiegen. Der Autor des 
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vorliegenden Beitrags kann dies anhand 
seiner eigenen diesbezüglichen Auslagen 
demonstrieren: Ich habe jahrelang monat- 
lich für Miete, Heizung, Warmwasser, elek- 
trischen Strom, Gas, Fernsehen und Radio 
zusammen 580 Kronen bezahlt. Heute zah- 
le ich für dasselbe 1.800 slowakische Kro- 
nen, das ist das Dreifache. Meine Pension 
hat sich in den letzten drei Jahren um ein 
Viertel erhöht. 

Die Chancen junger Leute, unter 
diesen Umständen eine Wohnung zu be- 
kommen, sind gleich null. Es wäre unwahr 
zu behaupten, eshabe inder Vergangenheit 
kein Wohnungsproblem gegeben. Selbst- 
verständlich gab es zu wenig Wohnungen. 
Vielleicht ist heute sogar die Zahl der 
Wohnungsansuchen zurückgegangen - denn 
heute muß man sich die Wohnung erst mal 
leisten können. So hatsich die Palette unse- 
rer Gesellschaftsstruktur um eine weitere 
Kategorie erweitert, die unter den Brücken 
Schlafenden. 

So könnten wir der Reihe nach alle 
Ressorts durchgehen und müßten leider 
immer wieder konstatieren: Nichts im Be- 
reich der sozialen Fürsorge, des Schul- und 
Gesundheitswesens und - was dieGrundla- 
geallen Übels ist -der Wirtschaft ist besser, 
als es war, überall hat sich die Lage ver- 
schlechtertund wird sich tendenziell weiter 
verschlimmern. 


Im Dschungel des Kapitalismus 
Die Hintergründe dieser Entwicklung las- 
sen sich nur mit Hilfe einer ökonomischen 
Analyse erklären. Es war von Anfang an 
klar, daß das Übergangsstadium von der 
staatlichen bürokratischen Planwirtschaft 
zur Marktwirtschaftschwierigseinundvon 
der ganzen Bevölkerung Opfer in Form 
einer zeitweiligen Senkung des Lebens- 
standards erfordern wird; dennoch zweifelt 
niemand an derNotwendigkeit dieses Über- 
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gangs. Worum es ging, war die Frage der 
Methode und die präzisere Definition des 
Ziels, die Entscheidung darüber, ob wirden 
Weg des Monetarismus, des zügellosen 
Liberalismus, des unbeschränkten “laissez 
faire” gehen oder eine soziale Marktwirt- 
schaft anstreben sollten, einen geregelten 
Übergang, bei relativ gleichmäßiger Ver- 
teilung der Opfer und Belastungen. Unsere 
Regierung hat sich weder für die Schock- 
therapienochdagegenentschieden. Siekam 
aber immer mehr unter internationalem 
Druck. Besonders der Internationale 
Währungsfond drängte zu Lösungen, die er 
auch in lateinamerikanischen Staaten mit 
dem Ziel der “Gesundung” der Wirtschaft 
durchgesetzt hatte und die die Klassen- 
unterschiede in der Bevölkerung noch ver- 
tieft hatten. Die Forderung des IWF, das 
Haushaltsdefizit bis Jahresende auf maxi- 
mal 5% zu beschränken, nötigt die Regie- 
rung, inerster Linie im Sozialbereich sowie 
im Gesundheits- und im Schulwesen zu 
sparen. Dabei ist der Hauptgrund des Defi- 
zits nicht die Tatsache, daß zuviel ausgege- 
ben, sondern, daß zu wenig eingenommen 
wird. Und das hat wiederum zwei Gründe: 
Erstens stehen die noch immer staatlichen 
Großbetriebe, deren Gewinne in der Ver- 
gangenheit die Hauptquelle der staatlichen 
Einnahmen bildeten, am Rande des Bank- 
rotts. Zweitens schulden die schon 
privatisierten Betriebe dem Staat Milliar- 
den an Steuergeldern. Die wirtschaftlichen 
und politischen EreignissehabeneineKlasse 
von Schmarotzern hervorgebracht. Ich will 
nicht verallgemeinern, aber ein bedeuten- 
der Teil derer, die die Pioniere der soge- 
nannten “kleinen Privatisierung” waren, 
die vom Staat oder von den Gemeinden 
Geschäfte, Handwerks- oder Dienst- 
leistungsbetriebe, Hotels, Restaurants, aber 
auch kleinere Fabriken erwarben, taten das 
mit schmutzigen Geld; doch niemand frag- 
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Hilfe für Lena 


Das ist Lena. 

Sie ist die Nichte der Frau, die auf russischer Seite unser gerade zu Ende gegangenes 
Petersburg-Literatur-Festival koordiniert hat. 

Lena ist zwei Jahre alt, lebt in Omsk (Westsibirien) und ist an Leukämie erkrankt. Hinzu 
kommt ein Arterientumor. Eine erste Medikamentenhilfsaktion im August diesen Jahres 
bewirkte, daß sich die Metastasen zurückgebildet haben. 

In Rußland kann ihr dennoch nicht mehr geholfen werden. 

Lena muß in ein paar Wochen sterben, wenn es nicht gelingt, eine Operation in 
Deutschland, die anschließende Strahlentherapie, die Nachbehandlung und den Aufenthalt 
von Mutter und Kind zu finanzieren. 2 

Prof. Henze vom Rudolf-Virchow-Krankenhaus und Prof. Waldschmidt vom Klinikum 
Steglitz halten eine Operation für sinnvoll und stehen zur Verfügung. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der literaturWERKStatt berlin haben die Patenschaft 
für Lena übernommen. 


Sie können helfen, direkt, mit einer Spende auf das 


Spendenkonto: 


Kinderhilfe - Hilfe für leukämie- und tumorkranke Kinder Berlin e.V. 


Postgiroamt Berlin 

Kontonummer 17 170 100 

BLZ: 100 100 10 
Verwendungszweck/Stichwort: "Lena Popkova" 


(Auf Wunsch erhalten Sie selbstverständlich eine Spendenquittung.) 
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te sie danach, woher sie ihre Mittel hatten. 
Diese Leute wollen jetzt so schnell wie 
möglich ihre investierten Mittel zurückbe- 
kommen und reich werden, und bei der 
Wahl ihrer Methoden sind sie weder wäh- 
lerisch noch zimperlich. Bezahlen müssen 
der Staat und der Verbraucher. Typisch ist, 
daß viele dieser Neureichen Exponenten 
oder Proteges desehemaligen Regimes wa- 
ren, daß es sich also dabei um Leute han- 
delt, dieschoneinmalden Sozialismuskom- 
promittiert haben und die jetzt mehr oder 
weniger legal das tun, was sie früher durch 
Zahlung oder Annahme von Schmiergel- 
dern getan haben. 

Der Objektivität halber, ohne die 
auf die Konzeptionslosigkeit und Unent- 
schlossenheit zurückzuführende Unfähig- 
keit der Regierung verteidigen zu wollen, 
die anstehenden Probleme zu lösen, muß 
man zugeben, daß die schwere Rezession 
der westlichen Wirtschaft und die daraus 
folgende geringe Bereitschaft westlicher 
Geldgeber, bei uns oder in anderen 
postkommunistischen Staaten zu investie- 
ren, unsere Wirtschaftslage sehr kompli- 
ziert hat. Viele Versprechungen des We- 
stens, Kredite zu gewähren und andere Hil- 
fe zu leisten, wurden nicht gehalten, einer- 
seits wegen der schlechten und unsicheren 
wirtschaftlichen Situation, aber vielleicht 
auch ein wenig deshalb, weil man - wie 
man sagt - einem gefangenen Fisch keinen 
Köder mehr vorhalten muß. 

Es ist heute kaum mehr zu bezwei- 
feln, daß viele Errungenschaften der arbei- 
tenden Menschen des Westens unter dem 
Druck derExistenz und derdrohendenKon- 
kurrenz der kommunistischen Staaten er- 
kämpft wurden. Sozialpartnerschaft anstatt 
Klassenkampf kam zustande, weil sich die 
Besitzer der Produktionsmittel einfach in 
der existierenden internationalen Konstel- 
lation keinen Klassenkampf leisten konn- 
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ten und auf Kompromiß mit den Arbeitneh- 
mern setzen mußten. Es ist ein historisches 
Verdienst gerade der Sozialdemokratie, daß 
sie diese Tatsache als erste erkannt hat und 
eben dadurch den Sieg des demokratischen 
Sozialismus über den totalitären Kommu- 
nismus erzielt hat. Heute glauben viele im 
Westen, aber auch die neue Bourgeoisie in 
den postkommunistischen Staaten, nicht 
mehr zuKompromissen gezwungen zu sein. 
Sie trauen den arbeitenden Menschen eine 
Roßkur, genannt“Schocktherapie”, zu. Die 
Menschen - die Arbeiterschaft, die Bauern, 
die Angestellten und die Intelligenz - kom- 
men nur sukzessive darauf, daß es ihnen 
ohne Sozialdemokratie, ohne Gewerkschaft 
undSolidaritätnichtmöglichseinkannund 
wird, ihre Interessen zu verteidigen. Des- 
halb erwartet uns in der Slowakei, wahr- 
scheinlich gerade so wie in andere 
postkommunistischen Staaten, eine Peri- 
ode schwerer Auseinandersetzungen. 

In einer Ära, in der die Wirtschaft 
der entwickeltsten Staaten der Welt von 


rund 37.000 multinationalen Gesellschaf- ° 


ten dominiert wird, kann dieser Kampf nur 
durch die internationale Solidarität aller 
fortschrittlichen Kräfte erzielt werden. 
Janko Sekaj 
Aus: Ost-West-Information, Nr. 3/93 


gewaltfrei - anarchistisch - aktiv 
Die Föderation —n Aktionsgruppen (FÖGA) 


zum I.Februar 1994 eineN Mitarbeiter!n für eine 
volle (35 Std) Stelle in der 


Graswurzelwerkstatt 


A n: Vernetzung und Koordination von Gruppen und 
Einzelmenschen der Graswurzelbewegung, Öffentlichskeitsarbeit, 
Geldbeschaffung. Inhaltlich umfaßt die Arbeit derzeit Anturassismus, 
Gewalt im Alltag/von rechts, Antisesismus, Umwelt, 
Antimilitarismus. 


Wir bieten: selbstbestiimmtes Arbeiten i im Team, Weiterbildung in 
Trainingsarbeit (für gewaltfreie ‚ gegen Rassismus, etc). 


Wir erwarten: politische Einstellung im Einklang mit der 
Prinzipienerklärung der FÖGA/Graswurzelrevolution (gewaltfrei 
anarchistisch, anti-sexistisch) sowie Interesse am 
Aufbau/Unterstützung der gewaltfreien Bewegung. 
Bewerbungsschluß 3.1.94. Bevorzugt wird eine Frau angestellt. 
Graswurzelwerkstatt, Scharnhorststr. 


6, 50733 Köln, 
Tel 0221 765842. 
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Nord-Zypern: 
Erster KDVer in Haft - ungeheurer Druck aufÜUnterstützerInnen 


TeilnehmerInnen am Antimilitaristischen 
Kongreß Potsdam aus Deutschland, Öster- 
reich, Polen, der Türkei und Griechen- 
land fordern die sofortige Freilassung des 
türkisch-zypriotischen Kriegsdienst- 
verweigerers Salih Askerogul. 

Salih Askerogul (28), war am 24. 
September 93 dem Einberufungsbefehl 
nicht gefolgt und gab seine KDV in einer 
Pressekonferenz bekannt. In seiner Er- 
klärung verdammt er als friedensliebendes 
IndividuumalleKriegeund Armeen. Die- 
se kosteten Blut, Tränen und Unter- 
drückung, Zerstörung der menschlichen 
Kultur und der Umwelt. Er betrachtet die 
Feinde des Staates auch nicht als die 
seinen. Er tritt für die Wiedervereinigung 
der beiden Kommunen ein und sieht im 
Chauvinismus und Militarismus das größ- 
te Hindernis. Zypern ist geteilt wie 
vormals Deutschland. 

Um der Einberufung zum zwei- 
jährigen Militärdienst zu entgehen, floh 
Salih bereits 1990, nach Abschluß seines 
Studiums, über London in den griechi- 
schen Süden. Dort wurde er als “Türke” 
wie ein Agent behandelt und dem- 
entsprechend beschattet. Als er sich in 
eine griechisch-Zypriotin verliebte, inter- 
venierte die Polizei. Sie unterstützte den 
Vater der Freundin, der das Paar terrori- 
sierte, seine Tochter entführte und Salih 
schwer verletzte. Vor diesen lebens- 
bedrohlichen Umständen flohen die bei- 

den in den Norden. Die dortigen Behör- 
den benutzten den Fall für Propa- 
gandazwecke. Nun wurde Yiotta, seine 
Freundin, als “Ungläubige” von der Ge- 
sellschaft gemieden. Zudem wurden bei- 
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de nun im Norden als “Sicherheitsrisiko” 
betrachtet und auch dort überwacht. 50.000 
der 200.000 Einwohner im Nordteil gehören 
den Sicherheitskräften an. 

Inden letzten Wochenhaben sichmeh- 
rere Unterstützungsgruppen für ihn, als 
Plattform von AntimilitaristInnen, Intellek- 
tuellen und OppositionspolitikerInnen, ge- 
bildet, je zwei im türkischsprachigen Norden 
und im griechischen Süden der Insel. Es ist 
dies der erste Fall inter-kommunaler, konkre- 
ter Zusammenarbeit auf Nichtregierungs- 
ebene seit dem Zypernkrieg 1974. Diese Zu- 
sammenarbeit wird erschwert dadurch, daß 
es keine direkten Kommunikationsmd- 
glichkeiten, weder per Brief,nochper Telefon 
gibt (erwähnte Gruppen tauschen ihre Infor- 
mationen über die “Zwischenstation” 
Friedenswerkstatt Graz/Österreich aus) und 
gegenseitige Besuche unmöglich sind. 

Die oppositionelle Zeitung “Yeni- 
düzen”, Organ der CTP (Republikanische 
Türkische Partei) unterstützte die Kampagne 
für seine Freilassung und publizierte selbst 
Unterstützerschreiben aus dem Ausland, bis- 
her als einzige Zeitung. In den letzten Tagen 
gab diese jedoch dem immer stärker werden- 
den Druck aller anderen Medien, in 
Kooperation mit den Streitkräften und der 
Staatsführung, nach und druckte selbst Er- 
klärungen ihres Parteiführers Özker Özgür’s 
nicht mehr ab. Die regierungsnahen Zeitun- 
gen kritisierten Salih in “Stürmer”-Manier 
und stellten ihn quasi als Agenten des Südens 


Am 27. September stellte sich Salih 
der Polizei, wo er nach einigen Tagen in 
Polizeiarrest in Militärhaft überstellt wurde 
undaufseinen Prozeß, am 15.Oktober wartet. 
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Antifaschistische und 
Antirassistische 
Initiativen 


in Berlin und den fünf 
neuen Bundesländern 


Die Idee eines antifaschistischen und anti- 

rassistischen Readers basiert auf der nüch- 

ternen Erkenntnis, daß aufgrund des wach- 

senden rassistischen Terrors gegen Flücht- 

linge und ImmigrantInnen, dersich aufeinen 

breiten Konsens zwischen Bevölkerung, 

Presse und Politik stützen kann, eine ver- 

stärkte koordinierte Zusammenarbeit deran- 

tirassistischen und antifaschistischen Grup- 

pen unterschiedlicher Spektren notwendig 

wird. 

Der Reader, der mit der Szene wächst. 

Konzipiert als erweiterbare Loseblattsamm- 

lung soll er neue Initiativen aufnehmen und 

auf Änderungen von Adressen, Zeiten etc. 

reagieren können. 

Der Reader wächst, ergänzt und ändert sich 

also durch die MitarbeitderGruppen, die mit 

ihm arbeiten. 

Inhalt: 

» ausführliche Selbstdarstellungen der 
Gruppen 

» Tips aus der politischer Praxis 

» Literaturlisten 

» zahlreiche Kontaktadressen 


Bestellungen 

» durch Überweisung des entsprechenden Betra- 
ges zzgl. 2,50 DM Porto auf das Konto: 

484 793-108, BLZ 100 100 10, Postgiro Berlin 

» oder durch Verrechnungsscheck an: 

LUPE e.V., PF 360 123, 10971 Berlin 


Kurz. nach seiner Verhaftung wurden 
seine Frau Yiotta und Nese Yasin, eine in 
beiden Teilen der Insel bekannte Schrift- 
stellerin, die so etwas wie der Motor der 
Kampagne wurde, ebenfalls arrestiert. An- 
schließend wurden Yiotta und ihre 
dreimonatige Tochter Melissain den Süden 
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abgeschoben, wo sich die dortigen Unter- 
stützungsgruppen um sie kümmern. Nese 
Yasin und die weiteren UnterstützerInnen 
im Norden werden seitdem rund um die 
Uhr überwacht. Letztes Wochenende 
verwüstete die Polizei einen Alterna- 
tivbuchladen, der als Treffpunkt der 
Unterstützungsgruppe bekannt war. 

Eine Pressekonferenz, abgehaltenvon 
den Unterstützungsgruppen im Süden, wur- 
dezum vollen Erfolg. Praktisch alle Medien 
berichteten darüber, teilweise sogar auf den 
Titelseiten. Nebst chauvinistisch geprägten 
Meldungen war jedoch auch von der Not- 
wendigkeit einer Überwindung des Natio- 
nalismus zur Wiederannäherung der bei- 
den Kommunen die Rede. 

In Zypern sind seit nunmehr 29 Jah- 
ren UN-Truppen an der Aufrechterhaltung 
der Trennung beteiligt. Von der UNO geht 
keinerlei Initiative zur Förderung vertrau- 
ensbildender Maßnahmen, für eine Annä- 
herung der beiden Bevölkerungsgruppen 
aus. Mit Soldaten ist das Zypernproblem 
natürlich nicht zu lösen. Die Unterstützung 
von interkommunalen Gruppen und Pro- 
jektenunddie Ermöglichung direkter Kom- 
munikation, auch der Reisefreiheit - die 
Öffnung der Grenze - wären jedoch drin- 
gend notwendige Schritte zu einer Lösung. 

DerFalldeserstennordzypriotischen 
Kriegsdienstverweigerers könnte ein Bei- 
trag zum Abbau der “meterhohen Mauer” 
in Zypern sein - wenn genügend Unterstüt- 
zung auch von außerhalb käme. 


Proteste per Fax an: Präsident 
Denktas: 0090-520-72252 
Verteidigungs- und Außenminister 
Kenan Apakol: 0090-520-83241 
Unterstützerschreiben: 
Unterstützungsgruppe im Norden: 
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0090-520-77443 

Unterstützungsgruppe im Süden: 
00357-5-370730 
. CTP und Yenidüzen, c/o Özker 
Ozgür: 0090-520-81914 


Es wäre von großer Hilfe für die 
nordzypriotischeKDV-JIniatiative, wenn wir 
aus Deutschland eine Repräsantin/en zum 
Prozeß, am 15. Oktober, schicken könnten. 

Andreas Rabl 


Meldungen 


129a-Verfahren gegen Rote 
Hilfe eröffnet 


Wegen Verdachts der Unterstützung 
bzw. Werbung füreineterroristische Verei- 
nigung hat der Generalbundesanwalt ein 
Ermittlungsverfahren gegen die Rote Hilfe 
eingeleitet. Das Verfahren, bei dem die 
Staatsanwaltschaft am Landgericht Schles- 
wig die Ermittlungen leitet, richtet sich 
gegen einen Artikel in der Ausgabe 2/93 
der Rote Hilfe-Zeitung, in der ein Beitrag 


Mengen bekommen. 


Zum Beispiel Kalender: 


UMWELTZENTRUM 


Der Versandinfoladen 


Für alle, die unabhängig politisch aktiv sein wollen, oder sich informieren wollen, machen 
wir unseren Versandinfoladen.Hier könnt Ihr Infomaterial in kleineren und größeren 


zumHigh-Tech-Gefängnis Weiterstadt, das 
die RAF im April gesprengt hatte, doku- 
mentiert wurde. Nach Ansicht der Bundes- 
anwaltschafterfülltdieser Beitrag der“Bun- 
ten Hilfe Darmstadt” den Straftatbestand 
der “Werbung für eine terroristischen Ver- 
einigung”. 

WiedieRoteHilfeineiner Pressemit- 
teilung meint, handelt es sich hierbei um 
den Versuch Informationen über linke poli- 
tische Gruppen und Einzelpersonen zu sam- 
meln und speziell in diesem Fall Menschen 
von einer passiven und aktiven Unterstüt- 


UWZ Schnelldruck 
In unserer Druckerei könnt Ihr 
Broschüren, Zeitschriften, Flugblätter etc 


Atomkraft Nein! Kalender 94 8,50 preisgünstig, en. und zuverlässig 
Antifaschistischer Kalender 11,50 un ho 


UWZ Schnelldruck GmbH 
Ewaldistr. 26 
48155 Münster 
0251/663567 


Tag für Tag, Lesben /Frauen Kalender 11,50 
und andere mehr. 
Durch die Wüste , Rechtshilfebroschüre 10,00 


Antifaschistische Literaturliste 2,00 | 
und vieles mehr, Mehrfachbestellungen erhalten Rabatt. Vorkasse erforderlich. 


Fordert die Materialliste an: UMWELTZENTRUM, Scharnhorststr. 57, 48151 Münster, 0251/521112 
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zung der bundesweiten, überparteilichen 
linken Schutz-undSolidaritätsorganisation 
Rote Hilfe abzuschrecken. 

Weitere Informationenüber: RoteHil- 
fe Redaktion, Postfach 6444, D- 24125 
Kiel, AB & Fax: 0431/75141 


Nachfolgeorganisation des 
FM)J gegründet. 


Wiemandem ehemaligen Verlautbarungs- 
blatt des faschistischen FMJ, “Der An- 
griff”, Nr.4 entnimmt, hat sich die angeb- 
lich selbst aufgelöste Organisation nun die 
seit November 1989 existierende, jedoch 
bisher bedeutungslose brandenburgische 
Gruppierung “Direkte Aktion” einverleibt 


HE WREL 


BER 


Treffen von Angehörigen der NF-Kameradschaft Kremmen mit Bürgermeister und dem 


und nennt sich nun “Direkte Aktion/ 
Mitteldeutschland (JF). 

Die Struktur ist weiterhin dieselbe 
wie die der FMJ. Der Schwerpunktbleibt 
bei dem Stützpunkt Osthavel. Es ist eine 
intensive Ausbreitung der Organisation weit 
über die Grenzen Brandenburgs zu beob- 
achten. 

In ihrem Statut wird ähnliches 
nationalrevolutionäres, pseudosoziali- 
stisches Kauderwelsch vermischt mit 
rassistisch/ökologistischen Theorien a la 
ÖDP verbraten, wie zuvor schon das FMJ 
und die NF es taten. So erklärt man sich 
zum “Kampf des Befreiungsnationalismus 
des sozialistischen Europas”, fordert “die 
Erhaltung und Selbstbestimmung der Völ- 
ker und Kulturen” und bekennt sich bereit 


SD 
RT AL 


Stadtrat, 1992. Rechts Wilko Kubiak und links daneben Nicole Mirke. Beide sind damals 
wie heute aktive Kader. Seit August 92 im mit Henningsdorf zusammengelegten Bereich 
Osthavel des FMJ bzw. nun Direkte Aktion/Mitteldeutschand (JF) 
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zur “Weltanschauung” des”Naturalismus” 
und zu den für sie “einzig gültigen” Geset- 
zen, den “Naturgesetzen”. Der Angriff, 
lautderNr3nochunabhängiges Jugendma- 
gazin, istnun, wieder ganz parteitreu an die 
Direkten Aktion/Mitteldeutschland (JF) ge- 
bunden. 

Ausführlich darüber in einer der 
nächsten “telegraphen”. 


Tag der Einheit in 
Saarbrücken 


Mittlerweile zum vierten Mal, wurde am 
3.10. auch wieder in”Regierungskreisen” 
der Tag der deutschen Einheit “gefeiert”. 
Ursprünglich war dies außer der Reihe im 
“1000-jährigen” Potsdam 

geplant. Aber wegender von offiziel- 
ler Seite befürchteten “Ausschreitungen” 
durch Berlinerund Potsdamer, und der wirt- 
schaftlichen und politischen Situation im 
Osten wurdendie Feierlichkeiten doch wie- 
der in die Landeshauptstadt verschoben, 
dessen Bundesland den Präsidenten des 
Bundesrates stellt, - also dieses. | 

Jahrnach Saarbrücken. Essolltesich 
aber herausstellen, daßauchdort Einwände 
gegen derartige Protz- und Jubelfeiern vor- 
handen sind. 

An den zahlreichen Stunden und 
Aktionsbühnen im Zentrum Saarbrückens 
versuchten Gaukler aller Art diesem Tag 
eine besondere Note zu verleihen. In einem 
Land, wo Sozialabbau, Massenarbeits- 
losigkeit, Gewalt gegen Ausländer und 
Repressalien gegen politisch andersden- 
kende Menschen das Alltagsbild beherr- 
schen. Das war Anlaß genug auf die Straße 


zu gehen. | 
Unterdem Motto “Füruns Kriegund 


| Elend, für Euch mehr Profit, die neue 
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Weltordnung, da feiern wir nicht mit” zo- 
gen am Samstag, dem 2.Oktober, ca. 300 
Menschen durch die Saarbrücker Innen- 
stadt, um ihrem Protest gegen die offiziel- 
len Wiedervereinigungsfeiern Nachdruck 
zu verleihen, 

Am darauffolgenden Sonntag fand 
inder SaarbrückerKongreßhalle der Festakt 
der Bundesregierung statt. Vor dem Ge- 
bäude versammelten sich 50 Menschen, 
wobeieseinigengelangandie Absperrgitter 
vorzudringen, und dort ihre Meinung mit 
Hilfe von Transparenten, Farbbeuteln und 
Parolen kundzutun. Was sich hinter der 
Floskel der Freiheit der Meinung verbirgt, 
demonstrierte die Polizei insbesondere am 
Anschluß einer Spontandemo und am spä- 
ten Sonntagnachmittag am St. Johanner 
Markt. Vormittags solltendieDemonstran- 
ten durch Polizeipräsenz, die sich auch in 
Begleitung von Leuten bis vor die Haustür 
oder bekannten Treffpunkten widerspie- 
gelte, eingeschüchtert werden. Nichtsdesto- 
trotz versammeltensicham Nachmittag ca. 
80 Menschen vor einer Veranstaltung mit 
dem deutschen Außenminister Kinkel. 
Nach ein paar Minuten der Verwirrung bei 
der Polizei schloß sich ein massiver Kessel 
um die Protestanten, um sie anschliessend 
unter massivem Einsatz von Gewalt vom 
Zentrum der Jubelfeiern in eine Gasse 
wegzutreiben. 

Dort wurden vorwiegend junge Leu- 
te, die vor kurzem begonnen haben sich 
politisch zu engagieren, von einem SEK 
fotografiert und verhaftet. Einige von ihnen 
wurden 1 1/2 Stundeninden engen, schlecht 
belüfteten Gängen der Polizeitransporter 
eingesperrt, anderen wurde der Gang zur 
Toilette verweigert. Später wurden sie in 
Gruppenbis zu 25 Personen auf 12m2 ohne 
Licht und Belüftung festgehalten. Eine Fest- 
genommene _äußerte ihren Eindruck: “ ‚ein- 
gesperrt wie Tiere”. Telefonate mit Rechts- 
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anwälten und/oder Eltern wurden anfangs 
von der Polizei verweigert. Vor ihrer Ent- 
lassung bekamen die Festgenommenen ein 
Schreiben mit folgendem Inhalt: “..sienah- 
men eine grob ungehörige Handlung vor, 
die geeignet war, die Allgemeinheit zu be- 
lästigen, indem sie eine Veranstaltung laut- 
stark mit Spruchlärm störten und Fußgän- 
ger behinderten.” (!!!). Die letzten der Ver- 
hafteten wurden um 24.00 Uhr entlassen. 
T.Meyer 


Neue Montagsdemos in Berlin 


Am 11. Oktober fanden vor dem “Roten 
Rathaus” zum 6. Mal “Montagsdemon- 
Strationen” aus Protest gegen umfangrei- 
che Entlassungspläne, Betriebsschlies- 
sungen, -verlagerungen und die Angriffe 
auf Löhne und Urlaubsregelungen statt. 
Politiker und Unternehmerverbände 
wollen uns miteiner Debatteumden“Stand- 
ort Deutschland” dahin bringen, daß wir 
mit den Kolleginnen und Kollegen anderer 
Städte, Regionen und Länder um die nied- 
rigsten Löhne, die schlechtesten Arbeitsbe- 
dingungen und die unsichersten Arbeits- 
plätze konkurrieren. Unsere Antwortistdie 
gemeinsame Solidarität auch über Länder- 
grenzenhinweg.”, heißtesin.der Pressemit- 


teilung. 

Forderungen sind: 

* Statt Verlagerungen - Schaffung 
neuer Arbeitsplätze in OST und WEST! 

* Statt Verlängerung der Arbeitszeit 
-Sofortige Einführung der 35 Stundenwoche 
bei vollem Lohnausgleich in ganz Deutsch- 
land! 

* Arbeitistgenug da -Schaffung von 
2 Millionen Arbeitsplätzen im Umwelt- 
schutz und im Wohnungsbau durch den 
Bau von jährlich 600.000 neuen Wohnun- 
gen! 

* Hände weg von unserem Urlaub 
und der vollen Lohnfortzahlung an Feierta- 
gen! 

Aufgerufen sind alle, sich an den 
Montagsdemonstrationen zubeteiligen. Sie 
finden immer 18 Uhr vor dem “Roten Rat- 
haus” statt. 

Beteiligtsind bisher Kolleginnenund 
Kollegen aus den Betrieben: 

Schultheiss Kreuzberg, OSRAM 
Wedding, SEL, FRITZ WERNER, AEG, 
Blumengroßmarkt Kreuzberg, BMW, 
DTW, ABB Henchel, COCA-COLA, 
PILSNER, SCHINDLER, BERTHOLD, 
Deutsche Reichsbahn 

und Gewerkschaftsmitglieder von 

IG-Metall, NGG, DAG, BHSG, 
HBV,IG-Medien, Kritische Gewerkschafter 


Post 


Gerhard aus Groß-Chüden schreibt uns: 
Ich mag, als einer der’s in drei inten- 
siven Berlin-Jahren vom Einzelaktions- 
lastigen Mauerblümchen zum selbstver- 
ständlichen politischen Menschen gebracht 
hat, den "telegrap" besonders deshalb, weil 
ihr bei den meisten Ereignissen den schma- 
len Grat zwischen Vergangenheits- 
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bewältigung und wehleidiger Jammerei, 
zwischen "neuer" Situation und Schuldpro- 
jektion findet. Über den Artikel vom "Auf- 
takt" ("telegraph” Nr. 9/93) war ich etwas 
sauer; es schmerzt halt ein wenig, wenn 
sich die eigene Beobachtung nicht mit der 
in der Zeitung deckt (Thema Ökofaschis- 


mus). 
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“Bezüglich eines Artikels in einer 
der letzten Ausgaben” schreibt uns Stefan 
aus Aachen: 

Ausländische Stalinisten auch in 
Aachen 

Siesind hauptsächlich im Besprühen 
von Mauern aktiv, dabei nicht sonderlich 
fantasiebegabt. Meist ist nur ein jämmerli- 
ches STALIN LEBT ! Ergebnis ihres nächt- 
lichen Wirkens. Selten werden längere 
Dummheiten wie: 

NIEDER MIT DEM REAKTIONAÄ- 
REN KRIEGEN 

ES LEBE DIE REVOLUTIONÄREN 
KRIEGE 

gesprüht, Hohlphrasen wie ZER- 
SCHLAGT DAS SYSTEM oder ähnlich. 
Einmal haben sie sich an einer Uni-Wand 
an einem ganzen Satz versucht, der war 
dann grammatikalisch falsch, und alles hat 
sich köstlich amüsiert. Unterzeichnet wird 
stets mit TKP/ML (Bolsevik). Um heiß- 
blütig-spontanen Widerstand gegen 
ausländerfeindliche Vorfällehandeltessich 
nicht. Zwar gibt es in Aachen national- 
konservative Corpsstudenten, doch keine 
offensichtliche Prügelskinszene, im Gegen- 
teil eher Punker, Langhaarige, Autonome. 
Insgesamt istdie Athmosphäre der Stadtim 


Dreiländereck mit ihreri Schüler- und 
Studentenanteil von etwa 20% recht 
weltoffen, die Zahl rassistischer Übergriffe 
- wenn auch jeder einzelne zuviel ist - 
vergleichsweise gering. 


Kurze Anmerkung der Redaktion: 
Aber vielleicht ist es doch für Türken ein- 
fach schwierig, grammatischrichtig deutsch 
zu schreiben. Das Problem national- 
konservativer Corpstudenten, der geistigen 
Brandstifter und Volksverhetzer von mor- 
gen, könnte auf Dauer prickelnder werden 
als die Prügelskins. 

Richtigstellung 

Im Heft Nr.9/93 berichtete der telegraph, in 
einem Artikel über den rechten Terror in 
Schwedt, über eine Antifaschistische De- 
monstration. Bei den Organisatoren nann- 
ten wir eine “Antifakoordination Neubran- 
denburg”. Das ist ein Schreibfehler. Rich- 
tig muß es heißen “Antifakoordination 
Nordbrandenburg”. 

Für Irritationen, diedadurch bei Leu- 
ten aus Neubrandenburg entstanden, ent- 
schuldigen wir uns. 


Termine 


17.11. bis 20.12.1993, 20.30 Uhr, Urauf- 
führung der neuen Eigenproduktion des 
ZATA THEATERS “Normal Null”, Ort: 
Theater Zerbrochene Fenster, Fidicinstr.3, 
10965 Berlin, Eingang Schwiebusser Str.16 
(U-Bahn Platz der Luftbrücke), Vor- 
bestellungen ab 18.00 Uhr: Tel. 6942400 
oder 2135440 

18.11.1993, 14.30-16.30 Uhr, Ort: Radio 
Bremen Jugendfunk (Red.: Libuse Cerna) 
18.11. Berlin, 19 Uhr, Mielke und die 
Musen, Schriftsteller Joachim Walther liest 
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aus seinen Akten, Gedenkbibliothek zu 
Ehren der Opfer des Stalinismus, Haus- 
vogteiplatz 3, 10117 Berlin 

18.11. Berlin, Haus der Kirche, Rüstungs- 
steuerverweigerung als Friedensengage- 
ment, K: Ev. Akademie Brandenburg, Goet- 
hestr. 26-30, 10625 Berlin, 030/3191-0 
18.11.1993, 19.30, Referat: Makedonien - 
ein multiethnischer Staat mit Zukunft? 


19. bis 21.11.1993 in Halle Zur Bilanz der 
DDR, Seminar zum Scheitern des “real 
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existierenden Sozialismus in der DDR und 
die Folgen für die Linke in Deutschland” 
Anmeldung: Vereinigte Linke Halle, Gro- 
Be Klausstr. 11, 06108 Halle, Tel 0346/ 
25537 oder Inprekorr, 10725 Berlin, Tel 
030/2176530, pro Person: DM 55, ermä- 
Bigt DM25 

19.-21.11. Görlitz, Ist Gewaltfreiheit 
noch möglich?, Seminar mit Karl-Heinz 
Bittl-Drempetic, K: FBF, Hessestr.4, 90443 
Nürnberg, 0911/288500 

23.11.1993, 19.30, Referat: Die stali- 
nistische Epoche Rumänien - erste Versu- 
cheeiner Vergangenheitsbewältigung, Ort: 
Haus der Demokratie, 10117 Berlin 
Friedrichstr. 165, Raum 111 

24.11. Berlin, Arbeitsgerichtsverfahren 
und Kündigungsschutzgesetz, Wirkstoff 
e.V. Weiterbildung für Frauen, 030/ 
2824350 

25.11.1993, 19.30, Referat: Albanien - der 
vergessene Teil Europas?, Ort: Haus der 
Demokratie, 10117 Berlin Friedrichstr. 165, 
Raum 111 

25.11. Aktionstag zur Gewalt gegen Frau- 
en: Solidarität mit Flüchtlingsfrauen und 
Migrantinnen 

26.-28.11. Berlin, Amis raus aus Viet- 
nam-Russen raus aus Prag, K: Ev. Akade- 
mie Brandenburg, Goethestr. 26-30, 10625 
Berlin, 030/3191-0 

1.-18.12. Eberswalde, Begegnungs- 
zentrum Wege zur Gewaltfreiheit, Eisen- 
bahnstr. 20, Anne-Frank-Ausstellung 
02.12. Berlin, 19 Uhr, Reiner Kunze liest 
“Deckname Lyrik” und “Am Sonnen- 
hang”, Tschechisches Zentrum, Leipzi- 
ger Str. 60 

3.4.12. Göttingen, Anarchistisch- 
antisexistisches Netzwerk, K: Buchladen 
Rote Str 10, 37073 Göttingen 

3.-5.12. Breisach, Europäisches 
Treffen für TrainerInnen in Gewaltfreier 
Aktion, K: FBF, Hessestr. 4, 90443 Nürn- 
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berg, 0911/288500 

09.12. Berlin, 19 Uhr, Psychische Folter, 
Erinnerungen an den Stasi-Keller Hohen- 
schönhausen, Dipl.-Psychologe Hans- 
Eberhard Zahn, Gedenkbibliothek zu Eh- 
ren der Opfer des Stalinismus, Hausvogtei- 
platz 3, 10117 Berlin 

10.-12.12. Berlin, Kampf um die See- 
le, “Operative Psychologie” der Stasi und 
die FolgenK: Ev. Akademie Brandenburg, 
Goethestr. 26-30, 10625 Berlin, 030/3191- 
0 

15.12. Berlin, Der Vereinals Arbeitgeber, 
Wirkstoff e.V. Weiterbildung für Frauen, 
030/2824350 

16.12. Berlin, 19 Uhr, Verlust der huma- 
nen Orientierung, “Die SAchnürsenkel von 
Torgau”, Jürgen Fuchs, Vortrag und Ge- 
spräch, Gedenkbibliothek zu Ehren der 
Opfer des Stalinismus, Hausvogteiplatz 3, 
10117 Berlin 

17.-18.12. Berlin, Gewaltexzesse und 
Gewaltverminderung (Rudi Pahnke), K: 
Ev. Akademie Brandenburg, Goethestr. 26- 
30, 10625 Berlin, 030/3191-0 

03.01.94 8.30 Uhr, Berlin und..., 
Bahnhöfe, Aktion gegen Einberufungen, 
u.a. Vernichtung von Erfassungsbögen, 
Musterungsaufforderungen, Einberufungs- 
befehlen u.a. Militäragitationsmaterial - 
Bitte mitbringen! 


Scanner & Waserdrucker zur Verfügung 
billig, Sertraulich, gut 


Angebote an Redaktion "telegraph" 
Rumpelkammer- Zayout 


bietet an: 
Bestaltung bon Blakaten, Hlugblättern, 
und Broschüren, Buchlayout 
auf Mac-Buark, Bhotoshop 


telegraph 11/93 


telegraph - Abonnement 


ch bestelle den telegraph im Abonnement 
ab: tür 

_ 1Jahr (45.- DM) 

_ 1/2 Jahr (23.- DM) 


Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofem es nicht 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


auf Probe (2 Hefte für 6.-DM) 


Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken) ! 


An 
Redaktıon telegraph 
Schliemannstr. 22 
Berlin O0-1058 


Ich bestelle Exemplare 
der Sondernummer Mai/ 92 zum Preis 
von 4 DM pro Exemplar. Nur gegen 


Name:_ 

Str./Nr.: 

Ort/PLZ: 

Zahlungsweise: _ Rechnung __Scheck 
_ _ per Abbuchung __Bar 


Datum/Unterschrift » 


telegraph - das Geschenk 


Ich verschenke den telegraph als Abo für 
| Jahr (45.-DM) an: 


Name: 
ERUNDE ne  T 0  S 
Orl/PLZ: 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Konto-Nr. Bankleitzahl 


Name der Bank/Ort 


Datum/Unterschrift Datum /Unterschrift 


Hinweise zur Abokarte: 


Im grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph” verschenken wollt oder selbst 
abonniert und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur Zahlweise ausfüllen. Nur wenn 
ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht ıst, bitte die Angaben zu Kontonummer, 
Bankleitzahl etc. machen und vor dem Abschicken nochmal überprüfen sowie mit der zweiten 
Unterschrift bestätigen. 

Fristen: 

Das Abo (nicht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sich automatısch, wenn nıcht spätestens 6 
Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauftrag könnt Ihr bis zehn Tage 
nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 

Probeabo: 

Wer den "telegraph” noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo informieren (nur gegen Vorkasse 
Bar oder Scheck !). 

Geschenkabo: IR h 

Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ihr/ihm doch einfach ein "telegraph-Abo ! 

Förderabo: RE: ar /; r 
Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdienen, daß sıe eine Zeitschrift wie den telegraph" 
unterstützen wollen, können das mit einem Förderabo für mindestens 70,-DM ım Jahr tun. Die Fristen 
sind die gleichen wie beim normalen Abo. Wirtschaftlich geht es dem "telegraph” nicht besonders gut. 
Auslandsabo: 

Wegen des erheblich höheren ‚Ports kostet ein Auslandsabo ım Jahr 60,-DM. 

Sondernummer: 

Auf dieser Karte findet sich auch ein Feld zum Bestellen der Sondernummer Ma1/92 

(Mitte rechts auf der Karte). Nur gegen Vorkasse Bar oder Scheck ! 


